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Bericht der staatlichen Deputation für Soziales, Kinder und Jugend

Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls weiterentwickeln!

Kindeswohlsicherung stärken und Kinder wirksam vor Drogenumfeld schützen

1. Umsetzungsstand zum Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen (Drs. 17/1742 vom 7. April 2011)

Eine  Berichterstattung  zu  den  Zwischenergebnissen  des  Runden  Tisches
Substitution und damit insbesondere auch zu den Anträgen 1 a) bis 1 g) der Druck-
sache 17/1742 ist mit der gesonderten Vorlage „Zwischenbericht zu den Ergeb-
nissen des Runden Tisches Substitution“ unter der laufenden Nr. 25/12 in der
staatlichen Deputation bzw. mit der laufenden Nr. 49/12 in der städtischen De-
putation am 31. Mai 2012 erfolgt.

Im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe haben die Kommunen über die Emp-
fehlungen und Beschlüsse des rundes Tisches hinaus verbindliche interne Ver-
fahren zur Feststellung von und zum Umgang mit Drogenmissbrauch/Beige-
brauch in Familien mit Kindern entwickelt:

1.1 Qualitätssicherung  und  Qualitätsentwicklung  interner  kommunaler  Fachver-
fahren zum Kinderschutz in Familien mit drogenabhängigen/substituierten El-
tern/Bezugspersonen

Das für die Stadtgemeinde Bremen entwickelte zielgruppenspezifische Teil-
konzept „Schutz von minderjährigen Kindern substituierter/drogenabhängiger
Eltern“ umfasst weiterhin die mit der erstmals in 2003 in Kraft gesetzten und im
Jahr 2009 überarbeiteten Fachlichen Weisung 01/2009 formulierten Standards.
Diese beinhalten insbesondere den auch für die interdisziplinäre Zusammenar-
beit in Einzelfällen geltenden Klientenkontrakt (Anlage 1) einschließlich des
bereits seit 2010 eingesetzten Instrumentes der Haaranalytik, das ab März 2011
systematisch angewandt wurde.

Das nach Abschluss der in 2011 vorgenommen Reihentestungen zukünftig vor-
gesehene Regelverfahren (Arbeitshilfe/Einleitung und Durchführung von Haar-
probenuntersuchungen bei Kindern und deren Eltern/Bezugspersonen auf die
Belastung durch Drogen) zur Durchführung von Haaranalysen im Rahmen der
Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII ist der beigefügten Anlage 2 zu entnehmen. Es
sieht als Arbeitshilfe zur Fachlichen Weisung 01/2009 folgende Eckpunkte vor:

— Regelhafte Feststellung eines sogenannten Erststatus in Bezug auf Drogen-/
Beigebrauchsbelastung bei vorrangiger Testung der Eltern bzw. Bezugs-
personen;

— bei substituierten Eltern/Bezugspersonen Testung bereits im Rahmen der
qualifizierten Substitutionsbehandlung und dortigen erweiterten Beige-
brauchskontrolle;

— Durchführung qualifizierter Kontrolluntersuchungen bei allen Fällen mit po-
sitivem Befunden;

— in anderen Fällen gegebenenfalls anlassbezogene Testungen;

— systematische Durchführung fortlaufender Kontrollanalysen bei allen Fäl-
len mit gravierendem Befund in medizinisch aussagefähigen und fachlich
indizierten Intervallen;



— anlassbezogene Kontrollanalysen auch außerhalb planmäßiger Intervalle
bei entsprechenden Anhaltspunkten für einen Drogenmissbrauch und/oder
eine Kindeswohlgefährdung;

— die Testungen von Kindern in Abhängigkeit von Ergebnissen der Elterntes-
tung bzw. anlassbezogen.

Die Sicherung der Verfahrensqualität erfolgt durch

— Information/Konfrontation/Beratung über die Ergebnisse von Haarproben
mit den Personensorgeberechtigten im Rahmen der Hilfeplanung und de-
ren Fortschreibung;

— kollegiale Fallberatung nach § 8a SGB VIII innerhalb des Jugendamtes;

— interdisziplinäre Beratung der Untersuchungsergebnisse und ihrer Auswir-
kungen auf Kinder im Haushalt mit dem Gesundheitsamt sowie mit den
substituierenden Ärzten/Ärztinnen;

— im Bedarfsfall sofortige Einleitung verstärkter Unterstützungsmaßnahmen
(Hilfen zur Erziehung) oder gesetzlicher Schutzmaßnahmen (Herausnahme
des Kindes);

— gegebenenfalls Einleitung familiengerichtlicher Verfahren unter qualifizier-
ter Dokumentation von Ergebnissen der Haaranalysen. Siehe hierzu den
beiliegenden Entwurf zur Qualifizierung der Dokumentation im familien-
gerichtlichen Verfahren (Anlage 2a);

— die Vereinbarung mit der Kassenärztlichen Vereinigung Bremen über die
Meldung von Eltern/Bezugspersonen im Substitutionsprogramm mit min-
derjährigen Kindern im Haushalt (Anlage 3).

Einer Zusammenfassung der bisherigen Untersuchungsergebnisse (Reihenunter-
suchung nach Alterskohorten/anlassbezogene Analysen/Wiederholungstestun-
gen/Erststatusprüfungen) für den Zeitraum 1. März 2011 bis 30. April 2012 ist
bezogen auf die Stadtgemeinde Bremen nachfolgende Auswertung zu entneh-
men:

Insgesamt wurden bis zum Stichtag (30. April 2012) 265 Haaranalysen bei 241
Personen (Erwachsene und Kinder) durchgeführt. Die Differenz zwischen Per-
sonen und Haaranalysen begründet sich durch insgesamt 24 Wiederholungs-
testungen, davon

• zehn erste Wiederholungstestungen bei Kindern und Jugendlichen,

• zwölf erste Wiederholungstestungen bei Erwachsenen,

• ein Erwachsener in zweiter Wiederholungstestung.

Bezogen auf Kinder bis zum 14. Lebensjahr stellen sich die Ergebnisse folgen-
dermaßen dar:

128 Testungen bei insgesamt 118 Kindern (62 weiblich/56 männlich) < 14. Le-
bensjahr.

In drei Fällen stehen die Gutachten noch aus, sodass insgesamt 125 Gutachten
vorliegen (Stichtag 30. April 2012).

Die Bewertung der Einzelgutachten ist nach folgender Systematik ausgewertet
worden:

— Gruppe A – Kinderhaarproben ohne Befund

— Gruppe B – Kinderhaarproben mit (sehr) geringem Befund

— Gruppe C – Kinderhaarproben, in dem das Gutachten eine erhöhte Kon-
zentration von illegalen Drogen ausweist und/oder durch den Nachweis
entsprechender Metaboliten eine systemische Aufnahme festgestellt wurde.

Zu Gruppe A

• In 33 Fällen war kein Kontakt zu irgendwelchen Drogen festzustellen.



Zu Gruppe B

• In 78 Gutachten wiesen die Haarproben Drogenspuren in sehr geringer bis
leicht erhöhter1) Konzentration aus.

• Davon wiesen 33 Gutachten eine Drogenbelastung durch äußere Kontami-
nation aus.

• In 45 dieser Gutachten ist eine Unterscheidung zwischen einer Einlagerung
ins Haar durch äußere Kontamination und systemischer2) Einlagerung wis-
senschaftlich nicht möglich gewesen.

Zu Gruppe C

• In 14 Gutachten wurden hohe Konzentrationen bzw. gleichzeitiges Auftre-
ten mehrerer Drogenarten nachgewiesen.

Gruppe B und Gruppe C umfassen insgesamt 85 Kinder bis zum 14. Lebensjahr.

Bezüglich der Wiederholungstestungen ist folgendes Ergebnis festzuhalten:

Bei insgesamt zehn Wiederholungstestungen liegt in sieben Fällen bereits das
zweite Gutachten vor. Davon ist der Befund in zwei Fällen inzwischen negativ
bzw. die Belastung so gering, dass lediglich von Restanten auszugehen ist. In
vier Fällen hat sich eine geringfügige positive Veränderung zum Vorgutachten
ergeben, in einem Fall ist nur von einem veränderten Suchtmittelkonsum aus-
zugehen (vorher Cocain jetzt THC). Kein Gutachten ist der Gruppe C zuzuord-
nen.

Die Einleitung von Wiederholungstestungen ist in allen bis zum Stichtag durch-
geführten Fällen aufgrund von Erstgutachten, welche eine Drogenbelastung aus-
weisen, zur fortgesetzten Statusüberprüfung im Einvernehmen mit den Sorge-
berechtigten vorgenommen worden.

Die bisherigen Testverfahren werden mit Inkraftsetzung der Arbeitshilfe zur Fach-
lichen Weisung 01/2009 unter Berücksichtigung der Ergebnisse der haarana-
lytischen Befunde der Eltern/Bezugspersonen gemäß dem in Anlage 2 beschrie-
bene Regelverfahren weitergeführt.

Die bundesweit weiterhin einmalige Initiative des Ressorts zur zielgruppen-
bezogenen Qualifizierung der Fachverfahren durch haaranalytische Testung
substituierter und drogenabhängiger Eltern sowie zur systematischen Testung
auch von Kindern in Familien der Zielgruppe ist von der Stadtgemeinde Bre-
merhaven übernommen worden.

Die Stadtgemeinde Bremerhaven hat 2011 bei allen Kindern von Eltern bzw.
Elternteilen, die dem Amt für Jugend, Familie und Frauen als substituiert/dro-
genabhängig bekannt sind, einmalig Haaranalysen durchgeführt. Weitere Un-
tersuchungen erfolgen nur in fallabhängigen Ausnahmefällen.

Im Rahmen der Weiterentwicklung der „Kindeswohlrichtlinie 2009“ wurde im
März 2011 durch eine fachliche Erweiterung (Anlage 4) die Hilfeplanung für die
Zielgruppe drogenabhängiger/substituierter Mütter/Väter bzw. Eltern geregelt.
Unter der Prämisse, dass der elterliche Drogenkonsum neben der physischen
Gefährdung auch für die psychische und psychosoziale Anpassung ein beson-
deres Entwicklungsrisiko darstellt, wurden folgende Schritte festgelegt, die eine
systematische Abarbeitung durch den ASD erfordern. Sie tragen der am Kindes-
wohl orientierten Auffassung Rechnung, dass bei der Zielgruppe der drogenab-
hängigen bzw. substituierten Eltern eine besonders engmaschige und verbind-
liche Begleitung im Hilfeprozess notwendig ist:

–––––––
1) Vergleiche Prof. Dr. Pragst/April 2011: Allgemeine Beurteilungsgrundlagen und Ergebnisüber-

sicht:

Bei basischen Drogen: Sehr geringe Konzentrationen, Unterscheidung der Einlagerung ins Haar
durch äußere Kontamination und systemische Einlagerung ist nicht möglich, Nachweis für Um-
gang mit der Droge in der Umgebung des Kindes.

Bei Cannabis: THC unter 0,1 ng/mg (Berlin) bzw. bis um 0,1 ng/mg (Hamburg).

Bei Benzodiazepinen: Nachweis von Diazepam im unteren Bereich, Kontamination unwahrschein-
lich.

2) Körperpassage.



• Unverzügliche Fallkonferenz bei Bekanntwerden einer Schwangerschaft,
Geburt oder der Meldung des Aufwachsens eines Kindes in einem Haus-
halt mit drogenkonsumierenden bzw. substituierten Elternteil/Eltern.

• Unterstützungsangebot der Jugendhilfe, bei dem zu berücksichtigen ist, dass
die Jugendhilfemaßnahme im Kontext der Garantenstellung der Kindes-
wohlsicherung dient und hinsichtlich der Suchttherapie und medizinischen
Versorgung nur stützend wirkt.

• Schriftlicher Kontrakt, der verbindliche Regelungen zur Vermeidung einer
Kindeswohlgefährdung, die Überprüfung dieser und der zu ergreifenden
Maßnahmen (bis zur Einschaltung des Familiengerichtes), wenn diese nicht
eingehalten werden, enthalten muss. Ebenso muss hier geregelt sein, dass
ein Austausch zwischen den beteiligten suchtspezifischen Institutionen oder
Therapieeinrichtungen und der zuständigen Fachkraft gewährleistet ist.

• Es obliegt der Fachkraft zu entscheiden, welche Maßnahmen zur Abwen-
dung der Kindeswohlgefährdung ausreichend und geeignet sind. Im ent-
sprechenden Dokumentationsbogen ist in jedem Einzelfall festzuhalten, wel-
che Einschätzung getroffen wurde und ob und welche Maßnahmen hieraus
resultieren.

• Als Erweiterung des Spektrums, zu einer validen Aussage hinsichtlich der
Belastung des Kindes durch illegale Drogen und damit einer naheliegen-
den Kindeswohlgefährdung zu kommen, besteht seit 2011 neben Blut- und
Urinkontrollen die Möglichkeit, auf Haaranalysen zurückzugreifen.

In Bremerhaven wurden bis zum Stichtag 30. April 2012 insgesamt 35 Haar-
proben genommen. Analysiert wurden die Haare von 23 Kindern im Alter von
ein bis zehn Jahren, zwei Jugendlichen im Alter von 16 Jahren und zehn Er-
wachsenen im Alter von 25 bis 37 Jahren.

Die Ergebnisse der Einzelgutachten bei Kindern und Jugendlichen sind somit
folgendermaßen zu kategorisieren:

• fünf Gutachten weisen keine Belastung durch Drogen aus,

• zwölf Gutachten weisen eine geringfügige, mittlere Belastung,

• acht Gutachten weisen eine hohe Konzentration aus.

Die Implementation haaranalytischer Untersuchungsverfahren in das Diagnos-
tik- und Handlungsinstrumentarium des Jugendamtes und deren Einbindung in
Hilfeplankontrakte mit substituierten/drogenabhängigen Eltern sind damit lan-
desweit erfolgt.

1.2 Entwicklung und Stand zielgruppenspezifischer Schutzmaßnahmen, Hilfen und
Leistungen in den Stadtgemeinden

Die Ergebnisse der Haaranalysen der Eltern/Bezugspersonen haben in Verbin-
dung mit einer kollegialen und interdisziplinären Bewertung der Ergebnisse in
einem großen Anteil der Fälle zu unmittelbaren Schutzmaßnahmen und/oder zu
einer Erweiterung der Hilfeplanung und zur konkreten Verstärkung der Hilfen
geführt.

Die Psychosoziale Begleitung (PSB), die nach Auffassung des Runden Tisches
Substitution im Grundsatz gut organisiert und funktionstüchtig ist, wird als
flächendeckende Versorgungsstruktur vorgehalten. PSB dient der Stabilisierung
der Substitutionsbehandlung und kann indirekt einen Beitrag zur Kindeswohl-
sicherung leisten.

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen weist an dieser Stelle
auch noch einmal auf die für den Kinderschutz bedeutsamen Ergebnisse des
Runden Tisches Substitution zu verbesserten Beigebrauchskontrollen hin (ver-
gleiche Vorlage für die staatliche Deputation laufende Nr. 25/12 sowie für die
städtische Deputation laufende Nr. 49/12).

Stadtgemeinde Bremen

Die vorgefundenen Befunde der durchgeführten Haarproben waren Anlass zu
umgehenden Schutzmaßnahmen, verstärkten erzieherischen Hilfen sowie zur
Einleitung familienrechtlicher Schritte.



In den Fällen der Gruppe B und C wurden die Einzelfälle zeitnah – zumeist
unter Beteiligung des Gesundheitsamtes – in kollegialer Beratung bzw. mit den
Fachvorgesetzten reflektiert. Dabei ist in jedem Einzelfall nicht nur das Ergebnis
des Gutachtens bewertet, sondern die gesundheitliche und psychosoziale Gesamt-
situation der betroffenen Kinder sowie eine Einschätzung der Erziehungskom-
petenz der Eltern vorgenommen worden.

Im Ergebnis dieser Beratungen wurden ergänzend zur laufenden Hilfeplanung
u. a. folgende Maßnahmen ergriffen (Doppelnennungen möglich):

• umgehende Erörterung der Gutachten mit den betroffenen Eltern,

• soweit eine Substitution erfolgt: Einbeziehung der substituierenden Ärzte
und Ärztinnen,

• in einem Fall die Inobhutnahme des Kindes bereits vor dem Eintreffen des
Gutachtens,

• in einem Fall (vier Kinder) sofortige Umsetzung eines Schutzkonzepts (u. a.
Trennung des Vaters [Konsument] aus dem häuslichen Bereich, Kontakt-
aufnahme mit der Drogenberatung, Einsatz des Familienkrisendienstes),

• in 18 Fällen Anrufung des Familiengerichts (Antrag nach § 1666 BGB auf
Herausnahme des Kindes),

in weiteren sechs Fällen Mitteilung an das Familiengericht gemäß § 8a SGVIII,

• in allen Fällen, in denen Benzodiazipin nachgewiesen wurde, ist Rückspra-
che mit den behandelnden Kinder- und Jugendärzten gehalten worden.

In  Bezug  auf  die  zusätzlich  eingeleiteten  Maßnahmen  ergibt  sich  nach
Rückmeldungen der Sozialzentren und Abgleich durch OkJuG mit Stand vom
30. April 2012 folgendes Bild:

• insgesamt leben 55 der 118 begutachteten Kinder nicht mehr in der Her-
kunftsfamilie (Inobhutnahmen und Fremdplatzierungen),

• davon sind zwei Inobhutnahmen aufgrund der Ergebnisse der Haaranalyse
der Eltern eingeleitet worden,

• in 63 Fällen, davon 40 Fälle in denen das Gutachten der Haaranalyse eine
Drogenbelastung ausweist, sind die Kinder – allerdings bei sofortiger Ein-
leitung von zusätzlichen unterstützenden Maßnahmen (Anlage 5) in der
Familie verblieben.

In allen Fällen, in denen die Kinder, deren Gutachten eine Belastung durch Dro-
gen auswiesen, in der Familie verblieben sind, hat das Casemanagement un-
mittelbar Kontrollaufträge mit den jeweils am Hilfesystem Beteiligten verein-
bart. Eine konstruktive Zusammenarbeit mit den sorgeberechtigten Eltern bzw.
beteiligten Bezugspersonen war eine unabdingbare Voraussetzung.

Stadtgemeinde Bremerhaven

In Bezug auf die Ergebnisse der Haaranalysen wurden nachstehende Maßnah-
men eingeleitet:

• In einem Fall wurde erstmals eine Maßnahme eingeleitet. Die Haaranalyse
erfolgte unmittelbar mit Annahme und Einleitung der Hilfeplanung des Falls.
Eine Fremdplatzierung wurde erforderlich.

• Bei vier Kindern wurde eine Kindeswohlgefährdung vermutet. Diese Kin-
der lebten nicht mehr in der Herkunftsfamilie. Die Ergebnisse der Haar-
analysen untermauerten die Vermutung.

• Eine  Fortführung  der  familienunterstützenden  Maßnahmen  erfolgte  bei
15 Fällen.

• In allen anderen Fällen wurden die Ergebnisse der Haaranalysen lediglich
zur Präzisierung und Ausdifferenzierung in laufenden Hilfe- oder Schutz-
verfahren herangezogen.

Insgesamt leben sieben Kinder nicht mehr in der Herkunftsfamilie, davon wa-
ren vier Fälle bereits zurzeit der Begutachtung im Rahmen einer akuten Kindes-



wohlgefährdung (§ 8a SGB VIII Meldungen) Inobhut genommen worden. Das
Ergebnis der Haaranalytik unterstützt die Vermutung des Drogenmissbrauchs
im Umfeld der Kinder.

1.3 Standards und Praxis der Zusammenarbeit mit substituierenden Ärzten

Im Rahmen der zielgruppenspezifischen Hilfeplanung ist die Kinder- und Ju-
gendhilfe in besonderer Weise auf eine qualifizierte Zusammenarbeit mit den
substituierenden Ärztinnen und Ärzten angewiesen.

In der Stadtgemeinde Bremen wurde für die substituierenden Ärzte und Ärztin-
nen, die Substitutionspatienten, in deren Haushalt minderjährige Kinder leben,
behandeln, zwischen dem Amt für Soziale Dienste und der Kassenärztlichen
Vereinigung Bremen bereits 2008 ein Meldeverfahren vereinbart (vergleiche
Anlage 3).

Das  Verfahren  sichert  ab,  dass  eingehende  Meldungen  zu  Sozialdaten  von
Substitutionspatienten und deren Kindern zentral über den Kinder- und Jugend-
notdienst an die jeweils zuständigen Sozialzentren weitergeleitet werden. Die
Ärzte und Ärztinnen erhalten eine Rückmeldung über die Annahme und Wei-
terleitung der Meldung sowie über die sozialräumliche Zuständigkeit. Die wei-
tere Fallbearbeitung und Bearbeitungsqualität ist über die Anwendung der Fach-
lichen Weisung abgesichert.

Die im Rahmen des Runden Tisches Substitution geplanten erweiterten Quali-
tätsstandards bezüglich einer Take-home-Verordnung für Patienten und Patien-
tinnen mit minderjährigen Kindern im Haushalt, sehen diese nur im begründe-
ten und nachweislich beigebrauchsfreien Einzelfall als Ausnahmeregelung un-
ter fortlaufender Beigebrauchskontrolle und verbindlicher Vergabedokumen-
tation vor. In diesen ärztlich vorgesehenen Ausnahmefällen soll zusätzlich eine
Stellungnahme des zuständigen örtlichen Jugendhilfeträgers eingeholt werden,
ob aus dortiger Sicht gravierende Anhaltpunkte für die Gefährdung des Wohls
eines Kindes gegen die beabsichtige Verordnung sprechen. Die Letztverant-
wortung für die Durchführung einer Take-home-Vergabe obliegt dem/der be-
handelnden Arzt/Ärztin (vergleiche Bericht des Ressorts vom 31. Mai 2012).

Die unter Datenschutzaspekten hierzu notwendigen vom Ressort entwickelten
Formblätter befinden sich noch in Abstimmung mit der Qualitätssicherungs-
kommission Substitution der Kassenärztlichen Vereinigung Bremen. Seitens der
Landesbeauftragten für den Datenschutz liegt zu den Entwürfen bereits eine
Zustimmung vor. Nach abschließender Abstimmung soll folgendes Verfahren
zur Anwendung kommen:

Entbindungserklärung von der ärztlichen Schweigepflicht nach § 4a Bundes-
datenschutzgesetz (BDSG);

Erstmitteilung über eine beabsichtigte Take-home-Verordnung für Substitutions-
patienten mit einem minderjährigen Kind im Haushalt (> an Kinder- und Ju-
gendhilfeträger);

Rückmeldung/Aussage zur beabsichtigten Take-home-Verordnung über gewich-
tige Anhaltspunkte im Sinne des § 8a SGB VIII, die gegen eine Take-home-
Verordnung sprechen (> an substituierenden Arzt/Ärztin);

Mitteilung über Take-home-Verordnung (Gesamtbewertung) des Arztes/Ärztin
(> an Kinder- und Jugendhilfeträger);

Folgemitteilung über eine fortgesetzte Take-home-Verordnung (> an Kinder-
und Jugendhilfeträger);

Mitteilung über die Beendigung der Take-home-Verordnung (> an Kinder- und
Jugendhilfeträger).

Die fallführenden Casemanagerinnen/Casemanager sind weiterhin aufgefordert,
die Einzelgutachten von Kindern und Erwachsenen in Abstimmung mit den be-
troffenen Eltern jeweils mit den zuständigen substituierenden Ärzten zu erör-
tern und notwendige Schlussfolgerungen für die Weiterführung der Substitutions-
behandlung und Hilfeplanung festzulegen.

Aus Sicht des örtlichen Jugendhilfeträgers der Stadtgemeinde Bremerhaven ist
auch bei einschlägig stabilisierten und nachweislich beigebrauchsfreien Patien-



tinnen und Patienten eine Take-home-Verordnung an Eltern minderjähriger Kin-
der regelmäßig auszuschließen. Das Jugendamt Bremerhaven wird sich daher
an keinem Rückmeldeverfahren beteiligen.

1.4 Interdisziplinäre Netzwerkarbeit/fallbezogene Kooperation

Mit Inkraftsetzung der Fachlichen Weisung „Umgang mit Kindern substituierter
bzw. drogenabhängiger Mütter/Väter bzw. Eltern“ (2003) wurde in der Stadt-
gemeinde Bremen ein Fachbeirat zur fachlichen Begleitung und Umsetzung der
fachlichen Weisung gegründet.

Nach der in 2009 erfolgten Weiterentwicklung und Anpassung der Fachlichen
Weisung an die aktuellen Anforderungen und die sich veränderten Rahmen-
bedingungen hat sich die Zielsetzung der Arbeit um folgende Schwerpunkte er-
weitert:

• Systempflege und Netzwerkbildung (allgemeine Prävention),

• Optimierung der strukturellen Zusammenarbeit (Angebotsplanung),

• stärkere Fokussierung der Arbeit der Fachkräfte des Gesundheitssystems
und der Drogenhilfe auf den Aspekt Kindeswohlsicherung,

• Qualifizierung  der  Schnittstellenarbeit  zwischen  Gesundheits-,  Drogen-
und Jugendhilfe,

• Identifizierung und Umsetzung gemeinsamer Qualifizierungsbedarfe,

• Beratung von übergreifenden Grundsatz und Schnittstellenfragen aus Ein-
zelfällen,

• Aufzeigen von Versorgungslücken.

Die Geschäftsführung und Sitzungsleitung obliegt dem öffentlichen Jugendhilfe-
träger. Folgende Dienste und Institutionen sind durch Vertreterinnen und Ver-
treter ständige Mitglieder:

• freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe – Ambulante Dienste –,

• öffentlicher Träger der Kinder- und Jugendhilfe – ambulanter Sozialdienst
Junge Menschen –,

• Berufsverband Kinder- und Jugendärzte,

• Kinder- und Geburtskliniken,

• Gesundheitsamt – Steuerungsstelle Drogenhilfe –,

• Gesundheitsamt – sozialpädiatrische Abteilung/Familienhebammen –,

• soziale Dienste der Justiz,

• ambulante/stationäre Drogenhilfe,

• substituierende Ärztinnen und Ärzte,

• Landesinstitut für Schule – Gesundheits- und Suchtprävention –.

Eine Erweiterung der beteiligten Dienste und Institutionen um den Berufsver-
band der Gynäkologen und Gynäkologinnen und des Amtsgerichtes Bremen –
Familiengericht – sowie um den Berufsverband der niedergelassenen Hebam-
men ist angestrebt.

Der Fachbeirat hat sich durch seine kontinuierliche Arbeit zu einem ständigen
Gremium von besonderer Bedeutung für die interdisziplinäre Zusammenarbeit
für Koordinierungs- und Abstimmungsprozesse in der Arbeit mit Suchtfamilien
entwickelt. Insoweit ist der Fachbeirat ein wesentlicher Impulsgeber für die Wei-
terentwicklung der Qualitätsstandards in den Zielgruppen spezifischen Kinder-
schutz und wird zukünftig verstärkt Impulse für die Umsetzung der Handlungs-
empfehlungen des Runden Tisches Substitution einbringen.

Die Zusammenarbeit soll über eine Rahmenvereinbarung zur interdisziplinären
Kooperation präzisiert und weiterentwickelt werden. Das Ressort hat hierzu ei-
nen noch in der Abstimmung befindlichen Entwurf erarbeitet, der auch die neuen
gesetzlichen Bestimmungen des zum 1. Januar 2012 in Kraft getretenen Bundes-



Kinderschutzgesetzes (BKiSchG) enthält, das den Aufbau entsprechender be-
reichsübergreifender Netzwerke im Bereich Kinderschutz und Frühe Hilfen in
Artikel 1 des BKiSchG (§ 3 KKG) sowie unter § 81 SGB VIII ausdrücklich be-
grüßt und einfordert.

Unter Beachtung der allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz
sowie der speziellgesetzlichen Regelungen im Bundeskinderschutzgesetz be-
fasst sich der Fachbeirat weiterhin mit grundsätzlichen Fragen der bereichs-
übergreifenden Kooperation und der Angebotsstruktur.

Die Beratung von Einzelfällen erfolgt auch zukünftig im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben und Vereinbarungen zu § 8a SGB VIII sowie zur Hilfeplanung
nach § 36 SGB VIII sowie auf Grundlage des mit der Landesdatenschutzbeauf-
tragten abgestimmten Klientenkontraktes (Anlage 1).

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen begrüßt in diesem Zu-
sammenhang die im Bundeskinderschutzgesetz (Artikel 1 § 4 KKG) getroffenen
bundesgesetzlichen Klarstellungen zu Mitteilungsbefugnissen und Verfahrens-
pflichten der Kooperationspartner der Jugendämter (Befugnisnorm für Berufsge-
heimnisträger).

Das Ressort wird die Gremien vor Abschluss der Vereinbarung im Rahmen einer
gesonderten Vorlage begrüßen.

Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen begrüßt die Bereitschaft
der Qualitätssicherungskommission der Kassenärztlichen Vereinigung Bremen,
zukünftig ein Mitglied in den Fachbeirat zu entsenden.

Damit ergibt sich zurzeit die in Anlage 6 dargestellte Zusammensetzung.

Für die Zusammenarbeit im Einzelfall ist der in Anlage 1 beschriebene Klienten-
kontrakt die Grundlage der Zusammenarbeit. Der für die Mitglieder des Fach-
beirates ergänzend hierzu erarbeitete Ablaufplan (Anlage 7) stellt schematisch
das Verfahren für die Einleitung einer Einzelfallberatung dar.

In der Stadtgemeinde Bremerhaven erfolgt die Koordination der Einzelfall über-
greifenden interdisziplinären Zusammenarbeit über die Jugendhilfeplanung. Das
bereits bestehende Netzwerk wird im Sinne des Bundeskinderschutzgesetzes
(§ 4 KKG) weiter ausgebaut. Darüber hinaus wird sich die Stadtgemeinde Bre-
merhaven in den entsprechenden auf Landesebene arbeitenden Arbeitsgruppen
einbringen, um eine möglichst homogene Umgehensweise in beiden Kommu-
nen zu gewährleisten.

1.5 Sozialpädagogische Diagnostik/Begutachtung/Qualifizierung

Die Verfahren zur sozialpädagogischen Diagnostik sind in der Stadtgemeinde
Bremen über das in OKJuG implementierte Diagnosetool flächendeckend gesi-
chert. Das Diagnosetool sichert im Rahmen der Gesamthilfeplanung durch ein
standardisiertes Verfahren die altersdifferenzierte Gefährdungseinschätzung der
Lebenslage von Kindern und deren Familien.

Dem ambulanten Sozialdienst Junge Menschen (ASD) steht im Bedarfsfall zur
Qualifizierung der Hilfeplanung ergänzend das gesonderte Leistungssegment
Psychologische Diagnostik zur Verfügung.

Durch die in Anlage 2 beschriebenen Regelverfahren zur Fallbearbeitung ist im
Verfahren zukünftig auch eine kontinuierliche Zusammenarbeit mit dem Ge-
sundheitsamt einschließlich einer sozialpädiatrischen Risikobewertung zu ge-
sundheitlichen Auswirkungen gesichert. Die Vereinbarung mit dem Gesund-
heitsamt soll darüber hinausgehend um eine Vereinbarung zur sozialpädiatri-
schen Begutachtung ergänzt werden. Diese sichert – gegebenenfalls auch in
Zusammenarbeit mit den behandelnden Kinderärzten oder dem Sozialpädia-
trischen Institut – Kinderzentrum Bremen (SPI) – eine weitergehende ärztliche
Prüfung und Abklärung gegebenenfalls bestehender gesundheitlicher Beein-
trächtigungen von Kindern mit belasteten haaranalytischen Befunden.

Durch die in Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Pragst vom Institut für Rechtsmedizin
der Charité Berlin erfolgten Schulungen ist eine flächendeckende Grundqua-
lifizierung des ASD sowie beteiligter Kooperationspartner zu Fragen der Haar-
analytik sichergestellt worden. Die Schulungen werden bei Bedarf fortgesetzt.
Der Kinder- und Jugendhilfe stehen über die vom Institut erstellten Handrei-



chungen ferner vertiefende Informationsmaterialien zur Verfügung (Anlage 8).
Das Institut steht dem ASD zudem auch im Einzelfall für etwaige Rückfragen zu
Untersuchungsergebnissen beratend zur Verfügung.

In Zusammenarbeit mit den Trägern der Drogenhilfe und anderen Kooperations-
partnern bereitet das Ressort ergänzend hierzu eine Fortbildungsreihe zu Fra-
gen der Arbeit mit Sucht/Drogenfamilien vor.

In der Stadtgemeinde Bremerhaven ist die Zusammenarbeit mit dem Institut für
Rechtsmedizin der Charité Berlin und der Umgang mit Rückfragen zu einzelnen
Gutachten und Bewertungen wie in der Stadtgemeinde Bremen geregelt.

An der in der Stadtgemeinde Bremen durchgeführten Schulung für die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des ASD haben Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Amtes für Jugend, Familie und Frauen teilgenommen. Darüber hinaus
wurde je einer Fachkraft der Stadtteilbüros die Teilnahme an einer zweitägigen
Fortbildung/Schulung über die Volkshochschule Bremen zur Qualifizierung der
Arbeit mit Familiensystemen, die mit Drogenproblemen belastet sind, ermög-
licht.

1.6 Zusammenarbeit im Kinderschutz nach § 8a SGB VIII mit freien Trägern der
Erziehungshilfe, der Kinder- und Jugendförderung, Kinderschutzeinrichtungen,
Kindertageseinrichtungen und Schulen

Die Aufdeckung von Kindeswohlgefährdungen und die Vermittlung in geeig-
nete Hilfen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Dabei kommt jedoch den
Einrichtungen und Trägern der Kinder- und Jugendhilfe sowie den Schulen eine
besondere Verantwortung zu. Der Gesetzgeber hat daher die Verabschiedung
entsprechender Vereinbarungen zum Kinderschutz vorgesehen.

Stadtgemeinde Bremen

Die Zusammenarbeit im Kinderschutz ist auch für Kinder der Zielgruppe durch
Rahmenvereinbarungen nach § 8a SGB VIII verbindlich sowie durch eine Ver-
ankerung im Bremischen Schulgesetz und eine ergänzende Kooperationsver-
einbarung mit der Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit gesi-
chert.

Die bereichsbezogen ausdifferenzierten sehr umfangreichen Gefährdungs- und
Beobachtungsbögen  sind  im  Netz  des  Ressorts  unter  der  Internetadresse  –
http//www.soziales.bremen.de – hinterlegt und können von dort zur Bearbei-
tung heruntergeladen werden.

2. Antrag der Fraktion der CDU „Kindeswohlsicherung stärken und Kinder wirk-
sam vor Drogenumfeld schützen“ (Drs. 18/106 vom 15. November 2011)

Siehe Ausführungen unter Berichtsziffern 1 sowie im gesonderten Bericht des
Ressorts vom 31. Mai 2012 zu den Ergebnissen des Runden Tisches Substitution.

Zu den im Antrag formulierten Anliegen ergeben sich ergänzend nachfolgende
Hinweise:

Zu: Sicherstellung der Umsetzung der Ergebnisse und Empfehlungen des Run-
den Tisches der Qualitätssicherungskommission

Die Umsetzung der Ergebnisse und Empfehlungen des Runden Tisches Substi-
tution wird unter Leitung des Vorsitzenden der Qualitätssicherungskommission
weitergeführt und fortlaufend ausgewertet.

Die Vertretung der Kinder- und Jugendhilfe in diesem Gremium ist für beide
Kommunen über die zuständigen Fachabteilungen sichergestellt.

Gemäß Vereinbarung mit dem Vorsitzenden der Qualitätssicherungskommission
ist darüber hinaus eine Vertretung des Ressorts auch in der Kommission ge-
währleistet.

Die zur Harmonisierung von Vereinbarungen, Verfahren, Vordrucken und Da-
tenschutzregelungen eingerichtete neue Arbeitsgruppe 6 konstituierte sich un-
ter Beteiligung des Ressorts zum 30. Mai 2012 und wird ihre Arbeit zeitnah fort-
setzen.



Die Sicherstellung, Auswertung und gegebenenfalls Weiterentwicklung der psy-
chosozialen Begleitmaßnahmen zur Substitution erfolgt für die Stadtgemeinde
Bremen in Zusammenarbeit mit den durchführenden freien Trägern über die
zuständige Steuerungsstelle Drogenhilfe im Gesundheitsamt Bremen.

In der Stadtgemeinde Bremerhaven werden durch die Teilnahme am runden
Tisch wie auch an der Arbeitsgruppe 6 die Ergebnisse aus der Qualitätssiche-
rungskommission in die Kooperationsnetzwerke eingeführt und umgesetzt.

Wie unter Ziffer 1 dargestellt erfolgt die zielgruppenbezogene Netzwerkarbeit
zu strukturellen und grundsätzlichen Fachfragen in der Stadtgemeinde Bremen
unter Leitung der Kinder- und Jugendhilfe auch weiterhin über den Fachbeirat
Drogen.

In Bremerhaven erfolgt die Koordination der Arbeit der Netzwerke über die
Jugendhilfeplanung und den „Runden Tisch Kinderschutz“.

Zu: Sicherstellung sozialpädiatrisches Gutachten über alle Kinder, die im Dro-
genmilieu leben oder die in Obhut genommen wurden

Siehe Ausführungen unter Berichtsziffer 1 sowie in Anlage 1. Danach erfolgt bei
Vorliegen belastender (Kinder-)Haarproben eine interdisziplinäre Fallberatung
unter Einbeziehung sozialpädiatrischer Kompetenzen des Gesundheitsamtes.
Soweit in diesem Rahmen gewichtige Anhaltspunkte identifiziert werden, die
eine weitergehende sozialpädiatrische Begutachtung begründen, sehen die Ver-
einbarungen im Einzelfall auch eine Begutachtung durch den sozialpädiatrischen
Dienst sowie gegebenenfalls die Veranlassung weitergehender kinder- und
jugendärztlicher oder fachärztlicher Untersuchungen vor. Über den Umfang not-
wendiger ärztlicher Untersuchungen entscheidet die/der jeweils behandelnde
Fachärztin/Facharzt.  Dabei  sollen  auch  die  spezifischen  sozialpädiatrischen
Kompetenzen des Sozialpädiatrischen Instituts – Kinderzentrum Bremen – ge-
nutzt werden.

Eine sozialpädiatrische Fallberatung und/oder Begutachtung von bereits in Ob-
hut genommener Kinder erfolgt in der Stadtgemeinde Bremen im Bedarfsfall im
Rahmen der mit dem Gesundheitsamt vereinbarten und vorgesehenen ergän-
zenden Verfahren.

Ärztliche Untersuchungen von Kindern setzen – außer im Fall eines rechtferti-
genden Notstandes – dabei allerdings die Einwilligung der Sorgeberechtigten
voraus. Wirken Eltern an diesen Schutz- und Präventionsmaßnahmen nicht oder
nicht hinreichend mit, ist bei begründeter Sorge und gewichtigen Anhaltspunk-
ten für eine Gefährdung gegebenenfalls das Familiengericht anzurufen.

Unabhängig hiervon wirken das Jugendamt und das Gesundheitsamt im Rah-
men der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII sowie der interdisziplinären Koopera-
tion gegenüber den Sorgeberechtigten auch weiterhin aktiv darauf hin, für ihre
Kinder die gesetzlichen Vorsorgeuntersuchungen der Krankenkassen in An-
spruch zu nehmen und darüber hinaus notwendige Untersuchungen und Be-
handlungen zur Sicherstellung der Kindergesundheit zu veranlassen.

In der Stadtgemeinde Bremerhaven wird durch die Vorgaben der Kindeswohl-
richtlinie grundsätzlich bei Drogenkonsum/-abhängigkeit im Umfeld von Kin-
dern von einer Kindeswohlgefährdung ausgegangen. Gemäß einem abgestuf-
ten  Verfahren,  das  in  einer  ergänzenden  Anweisung  für  drogenabhängige/
substituierte Eltern oder Bezugspersonen spezifiziert ist, ist diesen Fällen regel-
haft nachzugehen (siehe Anlage 4). Dieses Verfahren sieht im Einzelfall auch
die Haaranalyse der Kinder als ein ergänzendes Instrument vor, um einer Kindes-
wohlgefährdung zu begegnen oder diese ausschließen zu können. Als Standard
gehören zu dem Verfahren prinzipielle Hausbesuche von zwei Fachkräften so-
wie Teamarbeit – auch interdisziplinär – und ein einheitliches Dokumentations-
verfahren.

Zu: Sicherstellung einer Kontroll- und Informationskette bei Wohnortwechsel

Das vom Land Bremen und anderen Bundesländern fachpolitisch mitentwickelte
und zum 1. Januar 2012 in Kraft getretene Bundeskinderschutzgesetz hat mit
dem neu formulierten § 86c neue für die Jugendämter verbindliche Standards
zur fortdauernden Leistungsverpflichtung und Fallübergabe bei Zuständigkeits-
wechsel getroffen:



„§ 86c

Fortdauernde Leistungsverpflichtung und Fallübergabe
bei Zuständigkeitswechsel

(1) Wechselt die örtliche Zuständigkeit für eine Leistung, so bleibt der bisher
zuständige örtliche Träger so lange zur Gewährung der Leistung verpflichtet,
bis der nunmehr zuständige örtliche Träger die Leistung fortsetzt. Dieser hat
dafür Sorge zu tragen, dass der Hilfeprozess und die im Rahmen der Hilfepla-
nung vereinbarten Hilfeziele durch den Zuständigkeitswechsel nicht gefährdet
werden.

(2) Der örtliche Träger, der von den Umständen Kenntnis erhält, die den Wech-
sel der Zuständigkeit begründen, hat den anderen davon zu unterrichten Der
bisher zuständige örtliche Träger hat dem nunmehr zuständigen örtlichen Trä-
ger unverzüglich die für die Hilfegewährung sowie den Zuständigkeitswechsel
maßgeblichen Sozialdaten zu übermitteln. Bei der Fortsetzung von Leistungen,
die der Hilfeplanung nach § 36 Absatz 2 unterliegen, ist die Fallverantwortung
im Rahmen eines Gespräches zu übergeben. Die Personensorgeberechtigten
und das Kind oder der Jugendliche sowie der junge Volljährige oder der Leis-
tungsberechtigte nach § 19 sind an der Übergabe angemessen zu beteiligen.“

Zu: Sicherstellung, dass zur Haarprobe vorgeladene substituierte oder drogen-
hängige Eltern sich dieser nicht entziehen können

Wie bereits dargelegt, können unter Beachtung der geltenden Rechtslage zu
Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe sowie der bundesgesetzlichen Be-
stimmungen zum Datenschutz Gesundheitsuntersuchungen nur mit Zustimmung
der betroffenen Personen erfolgen und damit auch Haarproben von Kindern nur
mit Zustimmung der Personensorgeberechtigten entnommen werden. Das Zu-
stimmungsgebot gilt auch in Bezug auf die Weitergabe von Ergebnissen an Drit-
te. Dementsprechend sehen die in der Stadtgemeinde Bremen im Kontext der
Fachlichen Weisung entwickelten Klientenkontrakte hierzu klare Hinweise und
Zustimmungsregelungen und Schweigepflichtenbindungen vor. Die Kontrakte
werden auch zukünftig aktualisiert und gelten in der jeweils mit der Landes-
beauftragten für den Datenschutz und Informationsfreiheit aktualisierten Fas-
sung.

Liegt  eine  Zustimmung  nicht  vor  oder  wird  diese  trotz  gravierender  Gefähr-
dungshinweise verweigert, verbleibt die oben genannte Möglichkeit der Anru-
fung des Familiengerichtes mit der dortigen Möglichkeit der Anordnung von
Gutachten oder Auflagen nach dem Gesetz über das Verfahren in Familien-
sachen und in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG).

Sollten auch familiengerichtliche Maßnahmen nicht zum Tragen kommen, be-
steht bei gravierendem Verdacht auf anhaltende Kindeswohlgefährdung nur die
Möglichkeit der Inobhutnahme des Kindes und gegebenenfalls des Sorgerechts-
entzuges auf Grundlage einschlägiger anderer die gerichtliche Entscheidung
begründender Kenntnisse, Ermittlungen und Gutachten.

Auf Grundlage der neuen Qualitätsstandards zur Substitutionsbehandlung be-
steht im Rahmen der vereinbarten verbesserten Kontrollverfahren (qualifizierte
Urinproben und Anwendung haaranalytischer Testverfahren) eine engere Mit-
wirkungspflicht der Betroffen an der Überprüfung von Beigebrauch. Ist eine Mit-
wirkung der Betroffenen nicht gegeben und ein Beigebrauch nicht qualifiziert
auszuschließen, besteht die Möglichkeit des Ausschlusses von bzw. der Beendi-
gung der Substitutionsbehandlung.

Eine Rechtsgrundlage zur Zwangsentnahme von Haarproben bei Erwachsen
und/oder Kindern besteht nicht.

Anlagen

Anlage 1 Kontrakt zur Sicherung des Kindeswohls als Bestandteil der Hilfe-
planung gemäß § 36 SGB VIII (Bestandteil der Fachlichen Wei-
sung 1/2009)

Anlage 2, 2a, 2b Städtisches Regelverfahren zur Einleitung und Durchführung von
Haaranalysen (Arbeitshilfe zur Fachlichen Weisung 01/2009)

Anlage 3 Vordrucke zur Meldung von Kindern, die im Haushalt von Substitu-
tionspatienten leben



Anlage 4 Anlage zur Richtlinie zum Umgang mit Kindeswohlgefährdung

Anlage 5 Zusätzlich eingeleitete Maßnahmen im Einzelfall

Anlage 6 Hilfenetzwerk Fachbeirat in Bremen

Anlage 7 Ablaufskizze zu den Aufgaben im Einzelfall

Anlage 8 Handreichung „Drogenspuren in Kinderhaaren, allgemeine Grundlagen
und Ergebnisse“
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 1.  Vorbemerkung 
Eltern/ allein Erziehende haben nicht nur das Recht, sondern auch die 
Pflicht, jederzeit die Verantwortung für das Wohl ihres Kindes wahrzuneh-
men und damit das Kindeswohl zu sichern.  
In der BRD leben nach Schätzungen ca. 30.000 Kinder, deren Eltern von 
Drogen abhängig sind. Eine exakte Zahl für Bremen ist nicht bekannt. In 
der Praxis sind es hauptsächlich Frauen, die allein erziehend mit ihren 
Kindern leben.  
Für die Lebens- und Entwicklungsbedingungen der Kinder ist der Drogen-
konsum ihrer Eltern von erheblichem Nachteil. Sie gehören zu der Ziel-
gruppe mit hohen und umfassenden Risiken für eine gesunde Entwicklung. 
Meistens bedeutet es für sie, mit einer Vielzahl von Pro-blemen aufzu-
wachsen wie fehlende Erziehung, Mangelversorgung insgesamt, Verein-
samung oder Kontaktmangel zu anderen Kindern.  
Bei drogenabhängigen Eltern ist deshalb eine besonders sorgfältige Prü-
fung erforderlich, ob sie ihre Elternrolle verantwortlich wahrnehmen. Eine 
zentrale Voraussetzung ist, dass sie angebotene Hilfen annehmen und mit 
dem Hilfesystem zuverlässig kooperieren. 

 
Dieser Sachverhalt erfordert von den Hilfesystemen Drogenhilfe, Jugend-
hilfe und gesundheitlichem Versorgungssystem gezielte und verbindliche 
Absprachen und einen verbindlichen Rahmen der Kooperation und Koor-
dination sowie eindeutige Regelungen der Verantwortlichkeiten im Umgang 
mit den Eltern.  
Insbesondere der Jugendhilfe kommt unter dem Aspekt der Kindeswohlsi-
cherung und den Rechten des Kindes eine besondere Bedeutung zu.  
 
Auch bei der Jugendhilfe steht die Förderung der Kooperationsbereitschaft 
der Mütter und Väter mit dem Ziel der Sicherung des Kindeswohls bei 
Verbleib des Kindes bei den Eltern grundsätzlich im Vordergrund. Dazu 
bedarf es aber, unter Berücksichtigung der Problemkonstellation, einer 
verbindlichen engmaschigen Begleitung im Rahmen der Hilfeplanung so-
wie der Aufsicht und Kontrolle zu Fragen des Kinderschutzes. Dadurch sol-
len die Chancen für ein Zusammenleben von Eltern und Kind erhöht und 
verbessert und die Risiken in der frühkindlichen Entwicklung vermindert 
werden. 
 
Das im SGB VIII bestehende grundlegende Spannungsverhältnis zwischen 
Hilfe und Kontrolle muss dabei konstruktiv, im Konfliktfall jedoch parteilich 
zugunsten des gefährdeten Kindes in die Hilfeplanung einfließen. Hilfen 
aus dem System sind verbindlich und kurzfristig den Kindern und Eltern zur 
Verfügung zu stellen und die Nutzung zu kontrollieren. 

 
Mit der Begrenzung auf die o.g. Zielgruppe der drogenabhängigen und 
substituierten Mütter und Väter und deren Kinder ist nicht der Ausschluss 
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anderer Zielgruppen (z.B. alkoholkranke und psychisch kranke Personen) 
von notwendiger Hilfe gemeint. Vielmehr dient diese Fachliche Weisung 
dazu, notwendige Kooperations- und Abstimmungsinstrumente modellhaft 
zu erproben und später generell einzuführen. 
Die Leitlinien und Verfahrensregeln für die Beratung und Betreuung dro-
genabhängiger Schwangerer, Mütter und Eltern durch die Bremer Drogen-
hilfe sind dabei als Ergänzung zu sehen zu den vorhandenen Arbeitskon-
zeptionen des Amtes für Soziale Dienste.  

 
2. Rechtliche Grundlage 

Die Leistungsgewährung für diese Zielgruppe erfolgt auf der Grundlage 
des SGB VIII, SGB IX, SGB V. 

 
3. Kooperation und Hilfeplanung 

Zur Sicherstellung einer am Kindeswohl orientierten Entwicklung von Kin-
dern und Jugendlichen und zur Verbesserung der Chance des Zusammen-
lebens von Mutter und Kind ist in Abstimmung mit dem Gesundheitsamt 
und den Bremer Drogenhilfeträgern ein Verfahren entwickelt worden, das 
mit dazu beiträgt, dass substituierte bzw. drogenabhängige schwangere 
Frauen während der Schwangerschaft spätestens nach der Geburt des 
Kindes zur Verminderung der Risiken und zur Förderung der Entwick-
lungschancen des Kindes auf das Beratungs- und Unterstützungssystem 
der öffentlichen Jugendhilfe hingewiesen werden und sich auf dieses - weil 
Aspekte der Kindeswohlsicherung im Vordergrund stehen - einzulassen 
haben.  
 

4. Aufgabenteilung zwischen den unterschiedlichen Diensten und Äm-
tern und Verpflichtung zur Kooperation  
Das Hilfesystem für die Zielgruppe substituierter bzw. drogenabhängiger 
Mütter/ Väter/ Eltern ist grob unterteilt in die drei Hauptbereiche Drogenhil-
fe, Jugendhilfe und gesundheitliches Versorgungssystem. In diesem Kon-
text bedarf es einer gezielten Absprache aller Beteiligten zur Risikoein-
schätzung, insbesondere zur Gewährleistung des Kindeswohls und zur 
Problem- und Hilfeakzeptanz.  
Die beteiligten Institutionen, insbesondere das Amt für Soziale Dienste mit 
seinen 6 Sozialzentren, das Gesundheitsamt, die niedergelassenen Kin-
der- und Jugendärzte und die Kinderkliniken sowie die ambulante Drogen-
hilfe haben sich deshalb zu einer verbindlichen Kooperation verpflichtet.  
Dabei bleibt dass Casemanagement im Ambulanten Sozialdienst  Junge 
Menschen in seiner Funktion als Jugendamt für das Wohl des Kindes ver-
antwortlich (Garantenstellung). Dieser Verantwortung kann das Jugendamt 
nur gerecht werden, wenn es von den Beteiligten, die mit den Kindern, den 
Eltern oder dem Elternteil in Kontakt stehen, so schnell wie möglich dar-
über informiert wird, dass gewichtige Anhaltspunkte / Erkenntnisse dafür 
vorhanden sind, dass das Wohl eines Kindes oder Jugendlichen gefährdet 
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sein könnte. Das Casemanagement ist deshalb unverzüglich von allen Be-
obachtungen, Feststellungen oder Erkenntnissen, aus denen auf eine Ge-
fährdung des Wohles eines Kindes oder Jugendlichen geschlossen wer-
den kann, zu unterrichten, damit die notwendigen Maßnahmen sofort ein-
geleitet werden können.  
 

4.1 Frage des Datenschutzes 
Wer mit der Information Privatgeheimnisse weitergibt, deren unbefugte Of-
fenbarung nach    § 203 StGB strafbar wäre, handelt dabei nicht rechtswid-
rig, wenn er die Tat in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Ge-
fahr für Leben, Leib, Freiheit oder ein anderes Rechtsgut begeht, um die 
Gefahr von einem anderen abzuwenden, wenn bei Abwägung der wider-
streitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des 
Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das be-
einträchtigte wesentlich überwiegt und soweit die Tat ein angemessenes 
Mittel ist, die Gefahr abzuwenden (§ 34 StGB). 
 
Die Verpflichtung zur unverzüglichen Information des Jugendamtes gilt 
auch für Träger von Einrichtungen und Diensten, mit denen Vereinbarun-
gen gem. § 8a Abs. 2 SGB VIII getroffen worden sind, wenn sie feststellen, 
dass die von den Personensorgeberechtigten oder den Erziehungsberech-
tigten angenommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die Ge-
fährdung des Kindes oder Jugendlichen abzuwenden. 
 
Der Ambulante Sozialdienst hat das Familiengericht anzurufen, wenn die 
Personensorge- oder Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage 
sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Er koordi-
niert die Arbeit der beteiligten Institutionen unter Berücksichtigung der Inte-
ressenlagen des Kindes und bezieht - soweit für das Tätigwerden erforder-
lich - die unter Ziffer 4.1 aufgeführten Kooperationspartner mit ein. 

 
4.2 Gegenseitige Information 

Die unten genannten fachlich zuständigen Institutionen sind befugt, jeden-
falls mit Einwilligung der Betroffenen oder im Falle des rechtfertigenden 
Notstandes gem. § 34 StGB nach einzelfallbezogener Gefährdungsab-
schätzung sich gegenseitig zu informieren, soweit dieses zum Schutz des 
Kindes/ zur Sicherung des Kindeswohls erforderlich ist: 
• das Gesundheitsamt Bremen (Familienhebammen / KJGD) 
• die substituierenden niedergelassenen Ärzte  
• die Frauenärztinnen / Frauenärzte 
• die Kinder- und Jugendärztinnen / Kinder- und Jugendärzte  
• Hausärztinnen / Hausärzte 
• die Einrichtungen der Drogenhilfe 
• die im Rahmen der Betreuung drogenabhängiger Eltern tätigen Träger 
• die Krankenhäuser 



 

Stand 01.03.2009 
Überprüfung: 01.03.2010 

Handbuch  HzE  B 2.8.1                                                                                                                                            450-22 
                           

6

 

• die Ambulanten Sozialdienste Junge Menschen und Erwachsene 
• die Kindertagesheime  
• die Schulen 

 
Die Familienhebammen des Gesundheitsamtes nehmen gemäß § 14 Abs. 
7 Gesundheitsdienstgesetz (ÖGDG) ihren Auftrag wahr, indem sie insbe-
sondere sozial benachteiligte Frauen und Familien vor und nach der Ge-
burt eines Kindes Beratung und Einzelfallhilfe anbieten. In Fallkonstellati-
onen der Kindeswohlgefährdung im Sinnes des § 8a SGB VIII schalten die 
Familienhebammen unter den Voraussetzungen der §§ 31, 32 ÖGDG das 
Amt für Soziale Dienste für die weitere Hilfeplanung ein und übergeben 
gleichzeitig die Zuständigkeit und die Koordination der Maßnahme an den 
Ambulanten Soziadienst Junge Menschen.  

 
 4.3 Verfahrensregelung 

Im Einzelnen ist folgendes Verfahren anzuwenden: 
Soweit einem der o.g. Kooperationspartner bekannt wird, dass eine substi-
tuierte bzw. drogenabhängige Frau schwanger ist bzw. eine in Haushalts-
gemeinschaft lebende Person substituiert bzw. drogenabhängig ist, soll 
eine Mitteilung nach rechtlicher und sachlicher Aufklärung und einer un-
terschriebenen Einwilligungserklärung der schwangeren Frau an die Fami-
lienhebamme des Gesundheitsamtes Bremen erfolgen. Diese nimmt Kon-
takt zu der Schwangeren auf, berät sie im Hinblick auf eine vorläufige Hil-
feplanung und initiiert eine Fallberatung.  
Dazu bedarf es der Einwilligung der Betroffenen. Diese Einwilligung muss 
alle Stellen ausdrücklich benennen, die daran beteiligt werden sollen. 
Zweck und Umfang der Datenübermittlung muss den Betroffenen erläutert 
werden. Soweit im Rahmen der Fallberatung auch von den beteiligten 
Stellen personenbezogene Daten mitgeteilt werden sollen, bedarf es auch 
diesbezüglich jeweils einer Schweigepflichtentbindung bzw. einer Einwilli-
gungserklärung.  
 
Im Rahmen dieser Fallberatung, an der der Ambulante Sozialdienst Junge 
Menschen teilnimmt, sind die Eckpunkte für eine Beratung, Unterstützung 
und Begleitung der Kindesmutter vor und nach Geburt des Kindes festzu-
legen.  
Damit soll im Interesse des Kindes sichergestellt werden, dass eine blei-
bende, erkennbare Verantwortlichkeit besteht und trotz Einbindung und 
Mitarbeit der verschiedenen Institutionen im Hilfesystem diese - die Fami-
lienhebamme - jederzeit ihrer Verantwortung durch Information und Steue-
rung nachkommen kann.  
Das Casemanagement des Ambulanten Sozialdienstes Junge Menschen 
übernimmt mit Bekanntwerden in der Fallberatung den Fall in seine Zu-
ständigkeit und seinen Verantwortungsbereich. Ihm obliegt auch die Zu-
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ständigkeit für die Einleitung von Maßnahmen bzw. die Koordinierung der 
Hilfen für das Kind. 
 
Die persönliche Betreuung der Kindesmutter im Zusammenhang mit der 
Suchtproblematik wird durch die Einrichtungen der Drogenhilfe weiterhin 
sichergestellt. Das Casemanagement des Ambulanten Sozialdienstes 
Junge Menschen und die Drogenhilfeeinrichtungen stimmen zeitnah das 
Vorgehen ab und legen die zu übernehmenden Aufgaben fest. Auch hier-
zu bedarf es einer Einwilligung. In diesem Fall ist darauf zu achten, dass 
das Kind nicht als Stabilisierungsfaktor zur Therapie der Eltern benutzt 
wird.  
 
Zeitnah nach der Geburt des Kindes lädt der zuständige Sozialdienst im 
Krankenhaus mit Einwilligung der Kindesmutter/ der Eltern regelhaft den 
Ambulanten Sozialdienst Junge Menschen sowie die im Einzelfall erfor-
derlichen Kooperationspartner zu einer Beratung in das Krankenhaus ein. 
In dieser wird auf der Grundlage der Kenntnisse der eingeladenen Koope-
rationspartner mit der Kindesmutter, den Eltern, dem Lebenspartner ge-
prüft, inwieweit die Voraussetzungen für den Verbleib des Kindes bei der 
Kindesmutter vorliegen und welche Unterstützungssysteme in Frage kom-
men.  

 
Für den Fall, dass die Kindesmutter, die Eltern, der Lebenspartner Hilfe 
annehmen wollen und in der Fallberatung die Voraussetzungen für den 
Verbleib gegeben erscheinen, sind dann mit ihr/ ihnen im Rahmen eines 
Kontraktes die Rahmenbedingungen/ Eckwerte zur Entwicklungsbeglei-
tung des Kindes festzulegen und zu unterschreiben.  
 
Soweit die jeweils notwendige Einwilligung verweigert wird und im Sinne 
des § 8a SGB VIII eine Gefährdung des Kindeswohls nicht auszuschlie-
ßen ist, haben die Familienhebamme bzw. der Sozialdienst im Kranken-
haus oder behandelnde Ärzte das Jugendamt unverzüglich vom Sachver-
halt in Kenntnis zu setzen, wenn die Voraussetzungen des § 34 StGB 
bzw. die der §§ 31, 32 ÖGDG vorliegen. 
 
Falls nach Prüfung durch das Jugendamt eine Bereitschaft zur Zusam-
menarbeit mit den Institutionen nicht gegeben ist und die aus Sicht des 
Amtes für erforderlich gehaltenen Leistungen nicht akzeptiert werden, ist 
unter dem Aspekt der Kindeswohlsicherung unverzüglich das Familienge-
richt anzurufen. Bis zur Entscheidung des Familiengerichtes muss das 
Kind auf der Grundlage des § 42 SGB VIII in Obhut genommen werden.  
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 4.4 Vereinbarungen mit der Kindesmutter/ den Kindeseltern 

      Mit der Kindesmutter / den Kindeseltern zu vereinbarende Eckpunkte für 
eine solche Hilfeplanung sind: 
� die Bereitschaft, sich konsequent und bereits während der Schwanger-

schaft von den Familienhebammen des Gesundheitsamtes Bremen 
betreuen zu lassen; 

� die Vorsorgeuntersuchungen während der Schwangerschaft kontinuier-
lich und verantwortlich durchführen zu lassen; 

� die Planung der Entbindung in einer Geburtsklinik mit angeschlossener 
Kinderklinik frühzeitig mit Experten (z.B. den Familienhebammen) ab-
zusprechen; 

� die verantwortliche Wahrnehmung der Vorsorgeuntersuchungen bzw. 
darüber hinausgehender Termine für das Kind beim niedergelassenen 
Kinder- und Jugendarzt;  

� die Befolgung aller das Kindeswohl sichernden Ratschläge von Seiten 
der Familienhebammen während der Schwangerschaft und des ersten 
Lebensjahres des Kindes kooperativ wahrzunehmen sowie die Zu-
stimmung zu einer Entwicklungsdiagnostik des Kindes durch den Kin-
der- und Jugendgesundheitsdienst des Gesundheitsamtes zwecks et-
waiger Frühfördermaßnahmen, falls dies medizinisch notwendig ist; 

� die Bereitschaft, aufsuchende Beratung und auch Kontrolle in An-
spruch zu nehmen; 

� die Bereitschaft, sich einer regelmäßigen Drogenkontrolle (Urinkontrol-
le) unter Einbeziehung des Kindes zu stellen 

� je nach Bedarf und Erfordernis die Wahrnehmung der Angebote der 
Jugendhilfe für ein Kind zwischen dem 1. und 3. Lebensjahr - z.B.: 

• der Besuch eines Spielkreises bzw. einer Eltern-Kind-Gruppe, 
• der Besuch einer Kleinkindertagesstätte (Krippe), 
• die Inanspruchnahme einer Tagespflege, 
• die Gewährleistung des regelmäßigen Besuchs der Kindertagesstät-

te bzw. ggf. des Hortes ab dem vollendeten 3. Lebensjahr, 
• ggf. Maßnahmen im Rahmen der Hilfe zur Erziehung gem. § 27 ff 

SGB VIII, z.B. der Einsatz familienstabilisierender Dienste, 
 
5. Angebotsstruktur und Leistungsbereiche im Rahmen der Gesund-

heits- und Jugendhilfe 
 
5.1 Vor der Geburt und von 0 bis 1 Jahr 

In dieser Altersstufe liegt der Schwerpunkt der Begleitung der substituier-
ten/drogenabhängigen Frauen bei den Familienhebammen der Sozialpä-
diatrischen Abteilung des Gesundheitsamtes Bremen. Die Familienhe-
bammen betreuen substituierte Frauen vorrangig. In diesem Zusammen-
hang ist sicherzustellen, dass die Inaugenscheinnahme des Kindes durch 
regelmäßige Hausbesuche mindestens einmal wöchentlich erfolgt. 
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Im Rahmen der Betreuung melden die Familienhebammen unter den Vor-
aussetzungen der §§ 31,32 OGDG Fälle, in denen das Kindeswohl nicht 
mehr gewährleistet ist, unmittelbar an den Ambulanten Sozialdienst Junge 
Menschen und beraten gemeinsam das weitere Vorgehen. Erforderlich 
hierfür ist die Einwilligung der Betroffenen oder das Vorliegen der anderen 
Übermittlungsbefugnisse gemäß §§ 31, 32 ÖGDG. In akuter Krisensituati-
on handeln sie bei Vorliegen des § 32 Abs. 2 ÖGDG unmittelbar und 
schalten gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 3 ÖGDG anschließend den/ die zuständi-
ge/n Case Manager/-in des Ambulanten Sozialdienstes Junge Menschen 
ein.  
 

5.1.1 Inhalte der Leistung der Familienhebammen sind u.a. (neben o.g.  
        Vermittlungsauftrag): 
 

5.1.1.1 Während der Schwangerschaft 
� individuelle Geburtsvorbereitung 
� Vorbereitung für das Kind 
� Begleitung durch die Schwangerschaft 
� sicherstellen, dass betreute Frauen sich in der ausgewählten Ent-

bindungsklinik anmelden bzw. dass ein Gespräch mit dem Klinikkin-
derarzt stattfindet 

 

5.1.1.2 Betreuung von Mutter und Kind nach der Geburt 
� Hilfestellung bei der Versorgung des Kindes (z.B. Baden, Ernährung, 

Umgang mit dem Kind, Handling) 
� Entwicklungsbegleitung und ggf. Einleitung von Frühfördermaßnah-

men gem. SGB IX 
� kontrollieren, ob die Vorsorgeuntersuchungen und Impfungen 

durchgeführt werden 
� mit Einwilligung der Betroffenen dem Sozialdienst im Krankenhaus 

die betreuenden Kooperationspartner benennen 
 

Grundvoraussetzung für den Einsatz der Familienhebammen ist, dass es 
zu verbindlichen Betreuungsabsprachen kommt.  
Nach dem ersten Lebensjahr endet die Tätigkeit der Familienhebammen 
mit einer abschließenden Fallbesprechung zwischen Familienhebamme 
und Casemanagement zwecks vollständiger Übergabe des Falls an den 
Ambulanten Sozialdienst Junge Menschen. 

 
5.2 Altersstufe 1 bis 3 Jahre 

Für Kinder dieser Altersstufe stehen Einrichtungen der Jugendhilfe wie 
 

� Spielkreise 
� Eltern-Kind-Gruppen 
� Tagesmütter bzw. –väter 
� Kleinkindertagesstätten/Kindergruppen  
 

zur Verfügung.  
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Für Kinder substituierter/ drogenabhängiger Eltern werden diese Angebote 
vorrangig zur Verfügung gestellt.  

 
Eine jährliche Entwicklungsdiagnostik durch den Jugend- und Gesund-
heitsdienst des Gesundheitsamtes ist zu veranlassen. Durch das Case-
management ist sicherzustellen, dass durch die regelmäßige Inanspruch-
nahme der o.g. Angebote oder durch andere familienunterstützende Hilfen 
eine regelmäßige Inaugenscheinnahme des Kindes gewährleistet ist. 

 
5.3 Altersstufe 3 bis 6 Jahre 

Kinder ab Vollendung des dritten Lebensjahres haben einen Anspruch auf 
einen Kindergartenplatz. Dieser ist entsprechend dem Bedarf des Kindes 
bereitzustellen. Durch das Casemanagement ist sicherzustellen, dass der 
Platz (6 Stunden Betreuungszeit) angenommen und das KTH auch regel-
mäßig besucht wird. 

 
5.4 Altersstufe ab 6 Jahren 

Mit Schuleintritt ist durch den Ambulanten Sozialdienst Junge Menschen 
zu prüfen, inwieweit eine Nachmittagsbetreuung im Rahmen des Hortes 
bzw. eine Einbindung in die Angebotsstruktur des Sozialraumes (soziales 
Netz) erforderlich wird. Ggf. ist darauf hinzuwirken, dass das Kind im 
Rahmen einer Ganztagsschule beschult wird und damit zu seiner Integra-
tion beigetragen wird. Soweit in diesem Zusammenhang eine Datenüber-
mittlung zwischen dem Gesundheitsamt und dem AfSD erforderlich wird, 
bedarf es hierfür einer Einwilligung der Betroffenen. 

 
5.5 Altersstufe ab 10 Jahren 

In diesen Fällen ist zu prüfen, inwieweit die Einbindung in das Schul- bzw. 
Jugendhilfesystem zuverlässig sichergestellt werden kann (Ganztagsschu-
le/ heilpädagogische Tagesgruppe).  

 
Für 5.2. bis 5.5: Bei Nichtbesuch oder Fehlzeiten hat das Casemanagement 
des Ambulanten Sozialdienstes sicherzustellen, dass die Einrichtung/ Schule 
unverzüglich eine Meldung veranlasst. Dazu bedarf es der Einwilligung der 
Sorgeberechtigten, sofern diese nicht bereits vorliegt. 
 
5.6 Maßnahmen im Rahmen der Hilfe zur Erziehung 

Soweit im Einzelfall angezeigt, sind neben den Leistungen des Regelsys-
tems auch einzelfallbezogene Leistungen im Rahmen der Hilfe zur Erzie-
hung flankierend zur Kindeswohlsicherung einzuleiten.  
 

5.7 Anspruch auf begleitende Hilfen/ Leistungen bis zum vollendeten 18. 
Lebensjahr 
Kinder und Jugendliche von substituierten bzw. drogenabhängigen Müt-
tern/ Vätern bzw. Eltern haben bis zum vollendeten 18. Lebensjahr An-
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spruch auf begleitende Hilfen/ Leistungen. Zur Beurteilung des Kindes-
wohls ist auf der Grundlage der Einwilligungserklärung der Kindesmutter / 
Kindeseltern die aktuelle Einschätzung des zuständigen Kinder- und Ju-
gendarztes hinsichtlich Entwicklung, Gesundheit und sozialer Situation 
einzuholen. 
Zur Beurteilung des seelischen Zustandes des Kindes kann darüber hin-
aus auf der Grundlage des § 35a SGB VIII die Sozialpädiatrische Abtei-
lung des Gesundheitsamtes Bremen mit einbezogen werden. 

 
5.8 Verpflichtung im Rahmen der Garantenstellung 
     Scheitern Beratung und Unterstützung, ist das Jugendamt in Wahrneh-

mung seiner Garantenstellung verpflichtet, auf der Grundlage des § 8a 
SGB VIII sowie ggf. in Verbindung mit   § 42 SGB VIII auch ohne Zustim-
mung der Eltern Maßnahmen zum Schutz des Kindes zu ergreifen oder zu 
initiieren.  

 
6. Kontrollinstrumente/ Auflagen 

Im Rahmen des zwischen dem Amt für Soziale Dienste (Casemanage-
ment) und der Kindesmutter / Eltern / Lebenspartner als Bestandteil der 
Hilfeplanung abzuschließenden Kontraktes sind Kontrollinstrumente und 
Auflagen zu beschreiben. Für den Fall, dass diese Auflagen nicht eingehal-
ten werden und dadurch das Kindeswohl gefährdet ist, ist das Familienge-
richt auf der Grundlage des § 8a SGB VIII anzurufen. 
 

7. Dokumentationssystem und Berichtswesen 
Die Bearbeitung ist nach Maßgabe einer gesonderten Regelung zu doku-
mentieren. 

 
8. Fachbeirat 

Die Umsetzung der Fachlichen Weisung wird von einem Fachbeirat beglei-
tet, der sich aus Mitgliedern der unterschiedlichen Institutionen bzw. Träger 
(Ämter), der Drogenhilfe, der Jugendhilfe und dem gesundheitlichen Ver-
sorgungssystem zusammensetzt. Der Beirat tritt in der Regel halbjährlich 
auf Einladung des Amtes für Soziale Dienste zusammen. Er befasst sich 
mit Fragen der Kooperation, der Schnittstellenproblematik und der Weiter-
entwicklung der Angebotsstruktur. 

 
9. Rechtsvorschriften und Fundstellen 

• DAnw 04/02  Umsetzung von datenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen in der Jugendhilfe, Sozialhilfe und im Bereich der Beistandschaft, 
Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft 

 

• DA 03/03 Zum Handlungsansatz des Casemanagements (CM) bzw. 
Unterstützungsmanagements im Ambulanten Sozialdienst Junge Men-
schen des Amtes für Soziale Dienste 
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• DA 04/03 Leistungsgewährung nach dem Achten Buch Sozialge-
setzbuch (SGB VIII) - Kinder- und Jugendhilfe – 

 

• DA 05/03 Zuständigkeiten für junge Menschen nach dem Sozialge-
setzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe – 

 

• Fachliche Weisung 01/2008 Handlungsorientierung zur Umsetzung 
des Schutzauftrages des § 8a SGB VIII: Qualitätssicherung zur Anwen-
dung fachlicher Standards bei Kindeswohlgefährdung im Amt für Sozia-
le Dienste 

 

• Leitlinien und Verfahrensregeln für die Beratung und Betreuung dro-
genabhängiger Schwangerer, Mütter und Eltern durch die Bremer Dro-
genhilfe 

 

• Gemeinsame Empfehlungen zur Substitutionsbehandlung Opiatabhän-
giger im Lande Bremen 

 
10.Inkraftsetzung 
 
Die Fachliche Weisung tritt am 01. März 2009 in Kraft. Die Fachliche Weisung 
01/2005 wird zeitgleich außer Kraft gesetzt. 

 
Bremen, den 25. Februar 2009  

 
Dr. Marquard 



 

 

 
Anlage 1 zur Fachlichen Weisung 01/2009 
Umgang mit Kindern substituierter bzw. drogenabhängiger Mütter/ Väter bzw. 
Eltern 
 
§ 8a SGB VIII  
Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsri-
siko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. Dabei sind die 
Personensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche einzubezie-
hen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen 
nicht in Frage gestellt wird. Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefähr-
dung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese 
den Personensorge- oder den Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die 
Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicher zu stellen, dass deren 
Fachkräfte den Schutzauftrag nach Absatz 1 in entsprechender Weise wahr-
nehmen und bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine insoweit erfah-
rene Fachkraft hinzuziehen. Insbesondere ist die Verpflichtung aufzunehmen, 
dass die Fachkräfte bei den Personensorgeberechtigten oder den Erzie-
hungsberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie 
diese für erforderlich halten, und das Jugendamt informieren, falls die ange-
nommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die Gefährdung abzu-
wenden. 

(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, 
so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Personensorgebe-
rechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, 
bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. Besteht eine drin-
gende Gefahr und kann die Entscheidung des Gerichts nicht abgewartet wer-
den, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind oder den Jugendlichen in Ob-
hut zu nehmen. 

(4) Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leis-
tungsträger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwen-
dig ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Personensor-
geberechtigten oder die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges 
Tätigwerden erforderlich und wirken die Personensorgeberechtigten oder die 
Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das Jugendamt die anderen zur 
Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein. 
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§ 34 StGB 
Rechtfertigender Notstand 

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, 
Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, 
um die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht 
rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich 
der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, 
das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt 
jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwen-
den.  

§ 35 StGB 
Entschuldigender Notstand 

(1) Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, 
Leib oder Freiheit eine rechtswidrige Tat begeht, um die Gefahr von sich, ei-
nem Angehörigen oder einer anderen ihm nahestehenden Person abzuwen-
den, handelt ohne Schuld. Dies gilt nicht, soweit dem Täter nach den Umstän-
den, namentlich weil er die Gefahr selbst verursacht hat oder weil er in einem 
besonderen Rechtsverhältnis stand, zugemutet werden konnte, die Gefahr 
hinzunehmen; jedoch kann die Strafe nach § 49 Abs. 1 gemildert werden, 
wenn der Täter nicht mit Rücksicht auf ein besonderes Rechtsverhältnis die 
Gefahr hinzunehmen hatte.  

(2) Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig Umstände an, welche ihn nach 
Absatz 1 entschuldigen würden, so wird er nur dann bestraft, wenn er den Irr-
tum vermeiden konnte. Die Strafe ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern. 
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Anlage 2 zur Fachlichen Weisung 01/2009 
Umgang mit Kindern subsituierter bzw. drogenabhängiger Mütter/ Väter bzw. El-
tern 
 
Hinweise zur Anwendung des Rechtfertigenden Notstands nach § 34 Straf-
gesetzbuch (StGB) 
 
Ärzte, Berufspsychologen, Sozialarbeiter/ Sozialpädagogen und Mitarbeiter/innen 
von Beratungsstellen sind Berufsgeheimnisträger, für die eine besondere Ver-
pflichtung zur Geheimhaltung der ihnen in dieser Eigenschaft anvertrauten Tat-
sachen besteht. Die unbefugte Offenbarung der ihnen anvertrauten Geheimnisse 
ist in § 203 Abs. 1 StGB strafbewehrt. 
 
Soweit es für diese Berufsgruppe keine gesetzliche Regelung gibt, die eine Wei-
tergabe von Informationen (Datenübermittlung oder -nutzung) bei Hinweisen auf 
eine Kindeswohlgefährdung erlaubt, ist diese nur bei Vorliegen einer wirksamen 
Schweigepflichtentbindungserklärung der Betroffenen oder bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Rechtfertigenden Notstands nach § 34 StGB zulässig.  
 

Tatbestandsvoraussetzung des § 34 StGB ist das Vorliegen einer gegenwärtigen, 
nicht anders abwendbaren Gefahr für ein Rechtsgut (z. B. Leib oder Leben eines 
Kindes).  
Eine gegenwärtige Gefahr für ein Kind liegt vor, wenn durch Andauern der Gefah-
rensituation der Eintritt eines Schadens für das Kind in Zukunft wahrscheinlich ist. 
Dies kann immer nur in Kenntnis der Umstände des Einzelfalls beurteilt werden. 
Die Gefahr darf zudem nicht anders abwendbar sein. Das bedeutet, dass alle an-
deren weniger in die Rechte der Betroffenen eingreifenden Möglichkeiten zur 
Abwendung der Gefahr (mildere Mittel) nicht Erfolg versprechend wären.  
 

Grundsätzlich gilt, dass vorrangig immer versucht werden muss, eine Schweige-
pflichtentbindungserklärung des Betroffenen zu erhalten. Nur wenn dies im kon-
kreten Einzelfall nicht möglich ist, kommt eine Meldung gegen den Willen der Be-
troffenen in Betracht. Die Betroffenen sind grundsätzlich vorher darüber zu infor-
mieren.  
Zudem muss eine Abwägung der widerstreitenden Interessen vorgenommen 
werden. Ergebnis dieser Abwägung muss sein, dass das geschützte Interesse 
(hier das Wohl des Kindes im Hinblick auf den Grad der ihm drohenden Gefahr) 
das beeinträchtigte (hier das Geheimhaltungsinteresse in Bezug auf die anver-
trauten Informationen) wesentlich überwiegt. Dafür ist eine Gesamtwürdigung al-
ler Umstände und widerstreitenden Interessen unter Berücksichtigung der kon-
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kreten Situation erforderlich. Schließlich muss das Mittel zur Abwendung der Ge-
fahr angemessen sein, es muss also eine Verhältnismäßigkeitsprüfung im enge-
ren Sinne (Zumutbarkeit) durchgeführt werden. 
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Anlage 3 zur Fachlichen Weisung 01/2009  
Umgang mit Kindern substituierter bzw. drogenabhängiger Mütter/Väter bzw. El-
tern 
 
Auszug aus dem Gesetz über den Öffentlichen Gesundheitsdienst im Lande 
Bremen (Gesundheitsdienstgesetz - ÖGDG) 
 
§ 31 Geheimhaltungspflichten 
(1) Personenbezogene Daten und Geheimnisse, die den Angehörigen des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes in Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem 
Gesetz anvertraut worden sind oder sonst bekannt werden, unterliegen der Ver-
schwiegenheit und dürfen nur für die Zwecke verwendet werden, für die sie er-
hoben worden sind. Soweit ihnen diese Daten außerhalb ihres dienstlichen Auf-
gabenbereichs anvertraut oder sonst bekannt geworden sind, dürfen sie diese bei 
der Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben nicht verwerten. 
 
(2)     Absatz 1 gilt nicht, soweit der Betroffene in die Verarbeitung seiner Daten 
eingewilligt hat. Die Einwilligung bedarf der Schriftform, soweit nicht wegen be-
sonderer Umstände eine andere Form angemessen ist. Wird die Einwilligung zu-
sammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt, ist der Betroffene hierauf 
schriftlich besonders hinzuweisen. Dabei ist in geeigneter Weise über die Bedeu-
tung der Einwilligung, insbesondere über den Verwendungszweck der Daten, bei 
einer beabsichtigten Übermittlung auch über die Empfängerin oder den Empfän-
ger der Daten, sowie über das Akteneinsichtsrecht aufzuklären und darauf hinzu-
weisen, dass die Einwilligung verweigert werden kann.  
Ist der Betroffene aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht in der Lage, 
die Einwilligung zu erteilen, ist die Erklärung im Wege gesetzlicher Vertretung 
oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, durch Angehörige abzugeben.  
Eine Offenbarung der Daten ist ansonsten nur zulässig unter den Voraussetzun-
gen, unter denen eine der in § 203 Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches genann-
ten Personen dazu befugt wäre. Die Verarbeitung personenbezogener Daten bei 
der freiwilligen Inanspruchnahme von Beratungsangeboten bedarf in jedem Fall 
der Einwilligung des Betroffenen. Es ist sicherzustellen, dass eine Beratung auch 
ohne Preisgabe personenbezogener Daten erfolgen kann. 
 
(3) Wenn der Öffentliche Gesundheitsdienst Leistungen nach diesem Gesetz 
erbringt, die mit Krankenkassen abgerechnet werden, können die für die Abrech-
nung erforderlichen personenbezogenen Daten übermittelt werden, soweit es die 
entsprechenden Vorschriften des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vorsehen. 
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(4)        Soweit in diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften nichts Abwei- 
chendes bestimmt ist, gelten im übrigen die Vorschriften des Bremischen Da-
tenschutzgesetzes. 
 
§ 32 Zweckbindung und Übermittlung 
(1) In allen Einrichtungen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes ist, insbeson-
dere auch bei der Aktenführung, sicherzustellen, dass personenbezogene Daten 
nur für den jeweiligen Aufgabenbereich gespeichert und verwendet werden kön-
nen. Grundsätzlich ist eine Trennung zwischen den Daten, die nach § 31 Abs. 2 
Satz 7 erhoben werden, und den Daten, die bei der Ausübung von Überwa-
chungs- und Zwangsmaßnahmen erhoben werden, zu gewährleisten. 
 
(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten für andere Zwecke als jene, 
für die sie erhoben oder erstmalig gespeichert worden sind, ist abweichend von  
§ 12 Abs. 2 des Bremischen Datenschutzgesetzes nur zulässig, wenn und soweit 
 

1. der Betroffene eingewilligt hat, 
2. eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder zwingend voraussetzt, 
3. dies zur Abwehr von Gefahren für Leben, körperliche Unversehrtheit oder per-

sönliche Freiheit des Betroffenen oder eines Dritten erforderlich ist; der Betrof-
fene soll hierüber informiert werden, 

4. sie zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, zur Voll-
streckung von Strafen oder Bußgeldern oder zur Erledigung eines ge-
richtlichen Auskunftsersuchens erforderlich ist oder 

5. das Erheben der Daten bei dem Betroffenen einen unverhältnismäßigen Auf-
wand erfordern würde, die Verarbeitung im Interesse des Betroffenen liegt und 
davon ausgegangen werden kann, dass dieser in Kenntnis des Verarbei-
tungszweckes seine Einwilligung hierzu erteilt hätte. 

 
Besondere Amts- oder Berufsgeheimnisse bleiben unberührt. 
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Amt für Soziale Dienste 
Sozialzentrum         
 

 Freie 
Hansestadt 
Bremen 

 
Kontrakt zur Sicherung des Kindeswohls als 

Bestandteil der Hilfeplanung gem. §36 SGB VIII 

Diese Vereinbarung wird mit dem Ziel der Kindeswohlsicherung für das nachstehende Kind getroffen 
 
Kind:      Az:       
Name:       
 
 
Vorname:          geb. am/ vorauss. Entbindungstermin:       
 
 

Weitere im Haushalt der Kindesmutter lebende Kinder: 

Name:       
 
 
Vorname:           geb. am:       
 
 
 

Kindesmutter: 

Name:       
 
 
Vorname:           geb. am:       
 
 
Adresse:        
 
 
Telefon:        
 
 

Kindesvater: 

Name:        
 
 
Vorname:            geb. am:       
 
 
Adresse:       
 
 
Telefon:       
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Personensorgeberechtigte/r bei mdj. Kindesmutter: 

Name:       Vorname:       

Adresse:       

 

Lebenspartner in Haushaltsgemeinschaft: 

Name:       

Vorname:           geb. am:       
 
 

Rechtliche/r Betreuerin/Betreuer  der Kindesmutter   des Kindesvaters  

Institution:         Name:       
 
 

weitere Angehörige/Bezugspersonen (Großeltern, Tante/Onkel des Kindes etc): 

Name, Telefon  
 
     ,       
 
     ,       
 
     ,       
 
     ,       
 
 
Personensorgeberechtigte(r) für das o.g. Kind ist: 

 
 Kindesmutter  

 
 Kindesvater 

 
 Kindeseltern (gemeinsame Sorge) 

 
 Sonstige 

 
Vormundschaft für das o.g. Kind ist: 

 
 Einzelvormund:  

Name:      , Vorname:        Geb.-Dat:        

Anschrift:       

Wirkungskreis:       AZ beim Vormundschaftsgericht:       

 
 Amtsvormundschaft/ Amtspflegschaft: 

 
Institution:       Name des Vormundes:       AZ:       
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Schwangerschaft: 

 

Hiermit erkläre/n ich/ wir      ,        folgende Auflagen verbindlich einzuhalten: 

 
• mich/ uns konsequent und bereits während der Schwangerschaft, mindestens 2 x monatlich 

von den Familienhebammen des Gesundheitsamtes Bremen betreuen zu lassen und 
Hausbesuche zuzulassen; 

 

• die Hinweise von Seiten der Familienhebamme zur notwendigen Kindeswohlsicherung wäh-
rend der Schwangerschaft zu befolgen; 

 

• die Vorsorgeuntersuchungen nach den Mutterschaftsrichtlinien während der Schwanger-
schaft kontinuierlich durchführen zu lassen (Termine müssen regelmäßig stattfinden und 
klar abfragbar sein) und den Mutterpass vorzulegen; 

 

• alle Schutzmaßnahmen vor Infektionen zu befolgen; 
 

• mich/ uns einer regelmäßigen Drogenkontrolle (Urinkontrolle/ggf. Haaranalyse) durch den 
substituierenden Arzt bzw. Ärztin * oder den Hausarzt/die Hausärztin * während der 
gesamten Schwangerschaft zu unterziehen. 

 

Die Testergebnisse darf der Arzt/ die Ärztin der/ dem u.g. Casemanager/in (CM) beim Amt für 
Soziale Dienste zuleiten. 
 

 

 

 

 

 

 

 

• bei einem Wechsel des substituierenden Arztes/ der substituierenden Ärztin unverzüglich 
die Familienhebamme und die/ der u.g. CM beim Amt für Soziale Dienste zu informieren; 

 

• die Entbindung in einer Geburtsklinik mit angeschlossener Kinderklinik frühzeitig mit Exper-
ten (den Familienhebammen etc.) zu planen und anzugeben, in welcher Klinik die Entbin-
dung erfolgt und alle notwendigen Untersuchungen einzuhalten, auch an dem neu gebore-
nen Kind; 

 

• in der Geburts- und Kinderklinik allen notwendigen Untersuchungen, auch beim Kind, zuzu-
stimmen; an den Gespräche - zur Entlassungsplanung des Kindes aus der Kinderklinik - 
teilzunehmen und an den evtl. notwendigen Maßnahmen zu beteiligen; 

 

• einen Wohnungswechsel unverzüglich mitzuteilen. 
 

 ggf. weitere Auflagen: ..______________________________________________________ 

____________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________ 
 

Der/ die fallführende Casemanager/-in wird die vereinbarten Auflagen in regelmäßigen Abstän- 
den von        kontrollieren. 
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Hierzu entbinde ich den bezeichneten Arzt/ die bezeichnete Ärztin gegenüber dem Casemanagement 
des Amtes für Soziale Dienste von der Schweigepflicht. Die Mitteilung der Ergebnisse der Drogenkon-
trolle dient dem Zweck der 

� Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
� Sicherung des Kindeswohls 
� Prüfung und Initiierung von Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 

Sie erfolgt nur in dem erforderlichen Umfang. Diese Erklärung erfolgt freiwillig ohne Zwang.  
 

Über die Rechtsfolgen einer Verweigerung dieser Einwilligung bin ich wie folgt belehrt worden:  
Ohne Einwilligung wird das AfSD im Rahmen seines gesetzlichen Auftrages gemäß § 8a SGB VIII alle 
notwendigen Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls prüfen und einleiten. Ich bin darüber infor-
miert worden, dass ich diese Einwilligung mit Wirkung für die Zukunft jederzeit widerrufen kann.  
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Ich/ wir bin/ sind darüber in Kenntnis gesetzt worden, dass unzuverlässige Gesundheitsvorsor-
ge Schädigungen meines/ unseres Kindes nach sich ziehen kann und begründete Zweifel an 
einer/ unserer Sorgerechtseignung nach der Geburt des Kindes begründet. 
 

 

Ich bin/ wir sind damit einverstanden, dass die Vereinbarung den nachfolgend vereinbarten  
Kooperationspartner/innen zugeleitet wird.  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beteiligte Kooperationspartner/-innen, Institutionen, Personen (* zutreffendes bitte im Ein-
zelfall ankreuzen): 
 

 Familienhebamme ______________________________________________________ 

(Name) 

 Klinik(en) _____________________________________________________________ 

(Name) 

 substituierende/r Ärztin/Arzt _______________________________________________ 

(Name) 

 Hausarzt/-ärztin ________________________________________________________ 

(Name) 

 Frauenarzt/-ärztin _______________________________________________________ 

(Name) 

 Drogenberatung (comeback gmbh, ambulante Drogenhilfe gGmbH) _______________ 

(Name) 

 betreutes Wohnen/ Rehabilitationseinrichtung _________________________________ 

(Name) 

 Schule _______________________________________________________________ 

(Name) 

 sonstige ______________________________________________________________ 

(Name) 
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Hierzu erkläre/n ich/ wir ausdrücklich meine/ unsere Einwilligung.  
Die Weitergabe der Vereinbarung an die Kooperationspartner dient der Zusammenarbeit zum Zweck der  

� Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
� Sicherung des Kindeswohls 
� Prüfung und Initiierung von Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 
 

Diese Erklärung erfolgt freiwillig ohne Zwang. Über die Rechtsfolgen einer Verweigerung dieser Einwilligung 
bin ich wie folgt belehrt worden: Ohne Einwilligung wird das AfSD im Rahmen seines gesetzlichen Auftra- 
ges gemäß § 8a SGB VIII alle notwendigen Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls prüfen und einlei-
ten. Ich bin darüber informiert worden, dass ich diese Einwilligung mit Wirkung für die Zukunft jederzeit 
widerrufen kann.  
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Bremen, den       

 

      

_______________________    ______________________ 

werdende Mutter         (Casemanager/-in) 

 

_______________________      

werdender Vater/ Lebensgefährte)    

 

_______________________ 

sonstige Sorgeberechtigte 

 

_______________________ 

bei Mdj. gesetzlicher Vertreter 

 

Anlage: Schweigepflichtentbindung 
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Mutterschaft/ Vaterschaft: 
 

Hiermit erkläre/n ich/ wir      ,        folgende Auflagen verbindlich einzuhalten: 

• die Vorsorgeuntersuchungen bzw. darüber hinaus gehende Termine für das Kind beim nie-
dergelassenen Kinderarzt/Pädiater bzw. Allgemeinmediziner verantwortlich durchführen zu 
lassen und das Vorsorgeheft vorzulegen; 

 

• den Hausbesuch der Familienhebamme in der Regel einmal wöchentlich zuzulassen; 
 

• die Hinweise von Seiten der Familienhebammen zur notwendigen Kindeswohlsicherung zu 
befolgen;  

 

• einer Entwicklungsdiagnostik durch den Kinder- und Jugendgesundheitsdienst des Ge-
sundheitsamtes meines/ unseres Kindes zwecks etwaiger Frühfördermaßnahmen bis zur 
Vollendung des ersten Lebensjahres halbjährlich sowie anschließend jährlich bis zur Ein-
schulung zuzustimmen und diese, falls medizinisch notwendig, kooperativ wahrzunehmen; 

 

• regelmäßige, auch unangemeldete Hausbesuche der nachstehend benannten Institutionen 
gemäß vereinbarter Hilfeplanung zu akzeptieren und mit den Institutionen auch im Interesse 
des Kindes zusammenzuarbeiten: 

 

               
               

 

• mich/ uns einer regelmäßigen Drogenkontrolle (Urinkontrolle sowie ggf. einer Haaranalyse) 
durch den  

o substituierenden Arzt/ Ärztin *,  
o Hausarzt/ Hausärztin *  
 

zu stellen und die Testergebnisse dem/ der u.g. CM im Amt für Soziale Dienste zuzuleiten. 
 

 

 

 

 

 

 

 

• auf Anforderung Haaranalysen beim Kind durch das GA */ den Arzt/ die Ärztin * durch-
führen zu lassen; 

• an einer verbindlichen Hilfeplanung und Wahrnehmung von Maßnahmen der Jugendhilfe 
zur Kindeswohlsicherung mitzuwirken; 

• bei einem Wechsel des/der Kinderarztes/-ärztin unverzüglich die Familienhebamme und 
die/ der u.g. CM im Amt für Soziale Dienste zu informieren; 

• einen Wohnungswechsel unverzüglich mitzuteilen 
 

 ggf. weitere Auflagen:  

____________________________________________________________________________ 

____________________________________________________________________________ 

*zutreffendes bitte ankreuzen 
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Hierzu entbinde/n ich/wir den bezeichneten Arzt/ die bezeichnete Ärztin gegenüber dem Casemana-
gement des Amtes für Soziale Dienste von der Schweigepflicht. Die Mitteilung der Ergebnisse der 
Drogenkontrolle dient dem Zweck der  

� Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
� Sicherung des Kindeswohls 
� Prüfung und Initiierung von Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 

Sie erfolgt nur in dem erforderlichen Umfang. Diese Erklärung erfolgt freiwillig ohne Zwang; über die 
Rechtsfolgen einer Verweigerung dieser Einwilligung bin ich wie folgt belehrt worden: Ohne Einwilli-
gung wird das AfSD im Rahmen seines gesetzlichen Auftrages gemäß § 8a SGB VIII alle notwendigen 
Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls prüfen und einleiten. Ich bin darüber informiert worden, 
dass ich diese Einwilligung mit Wirkung für die Zukunft jederzeit widerrufen kann.  
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Der/ die fallführende Casemanager/-in wird die vereinbarten Auflagen in regelmäßigen Abstän-
den von       kontrollieren. 
 

 

Ich/ wir sind davon in Kenntnis gesetzt worden, dass bei Nichteinhaltung oder bei Feststellung 
von Kindeswohlgefährdung der/ die zuständige Casemanager/-in unverzüglich das Familienge-
richt (und ggf. den Amtsvormund) zwecks Entscheid über den Verbleib des Kindes informiert.  
Dabei kann eine Entscheidung über den Verbleib des Kindes in der Familie erfolgen. 
 

 

 

Ich bin/ wir sind damit einverstanden, dass die Vereinbarung den nachgenannten Kooperati-
onspartnern  zugeleitet wird. 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Beteiligte Kooperationspartner/Institutionen/Personen (bitte im Einzelfall ankreuzen): 
 

 Familienhebamme / KJGD ____________________________________________ (Name) 

 substituierende/r Ärztin/Arzt ___________________________________________ (Name) 

 Hausarzt/-ärztin ____________________________________________________  (Name) 

 Frauenarzt/-ärztin ___________________________________________________ (Name) 

 Kinderarzt/-ärztin ____________________________________________________ (Name) 

 Drogenberatung (comeback gmbh, ambulante Drogenhilfe gGmbH) ____________ (Name) 

 betreutes Wohnen/ Rehabilitationseinrichtung  _____________________________ (Name) 

 Schule ____________________________________________________________ (Name) 

 sonstige ___________________________________________________________ (Name) 

 
Bremen, den _____________ 
      

_______________________     ______________________ 
Mutter        (Casemanager/-in) 
_______________________      
Vater/ Lebensgefährte    

_______________________ 
sonstige Sorgeberechtigte 
 

______________________________ 
bei mdj. Mutter gesetzlicher Vertreter 
 

 

Anlage 4a: Einwilligungserklärung und Schweigepflichtentbindung bei Arztwechsel 

Hierzu erkläre/n ich/wir ausdrücklich meine/unsere Einwilligung. Die Weitergabe der Vereinbarung an die 
Kooperationspartner dient der Zusammenarbeit zum Zweck der  

� Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
� Sicherung des Kindeswohls 
� Prüfung und Initiierung von Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 

 Diese Erklärung erfolgt freiwillig ohne Zwang; über die Rechtsfolgen einer Verweigerung dieser Einwilli-
gung bin ich wie folgt belehrt worden: Ohne Einwilligung wird das AfSD im Rahmen seines gesetzlichen 
Auftrages gemäß § 8a SGB VIII alle notwendigen Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls prüfen und 
einleiten. Ich bin darüber informiert worden, dass ich diese Einwilligung mit Wirkung für die Zukunft jeder-
zeit widerrufen kann.  



 

 

Amt für Soziale Dienste 
Sozialzentrum 
 

 Freie 
Hansestadt 
Bremen 

 
 

Einwilligungserklärung  
und 

Schweigepflichtentbindung 
 
 

Soweit es für die Sicherstellung/ Gewährleistung des Kindeswohls meines Kin-
des ......................................... erforderlich ist, willige ich ein, dass zwischen 
den Mitarbeiterinnen/den Mitarbeitern des Ambulanten Sozialdienstes Junge 
Menschen des Amtes für Soziale Dienste und den nachstehend benannten 
Personen/ Institutionen zur Klärung des Hilfebedarfes Informationen ausge-
tauscht werden und entbinde diese gleichzeitig untereinander von der Schwei-
gepflicht.  
Diese Einwilligung dient der Ermöglichung einer Zusammenarbeit der genann-
ten Stellen zum Zweck der  
 

� Abschätzung des Gefährdungsrisikos  
� Sicherung des Kindeswohls 
� Prüfung und Initiierung von Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 
 

Der Austausch von Informationen erfolgt nur in dem erforderlichen Umfang.  
 

Diese Erklärung erfolgt freiwillig, ohne Zwang. Über die Rechtsfolgen einer 
Verweigerung dieser Einwilligung bin ich wie folgt belehrt worden: ohne Einwil-
ligung wird das AfSD im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags gemäß § 8a 
SGB VIII alle notwendigen Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls prüfen 
und einleiten. Ich bin darüber informiert worden, dass ich diese Einwilligung mit 
Wirkung für die Zukunft jederzeit widerrufen kann.  
 

 Gesundheitsamt Bremen, Familien-Hebammen    
 _______________ (Name) 
 

 Gesundheitsamt Bremen, Kinder- und Jugendgesundheitsdienst   
 _______________ (Name) 
 

 Sozialpädiatrisches Institut (Kinderzentrum) Bremen     
 _______________ (Name) 
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 behandelnde Frauenärztin/ Frauenarzt/ Frauenklinik     
 _______________ (Name) 

 behandelnde Kinderärztin/ Kinderarzt/ Kinderklinik....   
 _______________ (Name) 
 

 behandelnde(r) substituierende(r) Ärztin/ Arzt      
 _______________ (Name) 
 

 Drogenberatung (comeback gmbH, ambulante Drogenhilfe gGmbH)   
_______________ (Name) 
 

 Betreutes Wohnen/ Rehabilitationseinrichtung      
 _______________ (Name) 
 

 Kindertagesstätte / Spielkreis        
 _______________ (Name) 
 

 Schule           
 _______________ (Name) 
 

 Ambulanter Sozialdienst Junge Menschen   
 _______________ (Name) 

 
 
 
 
Bremen, den   

  
 
 
 
 
_______________________ 

(Unterschrift) 
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Anlage 5 

Stand 01.05.2012 

Zusätzlich eingeleitete Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 
bei Verbleib in der Familie 

 
 

Gesamt           37 
 
§31 Sozialpädagogische Familienhilfe       22 
§22 Kindertageseinrichtung        2 
§16 Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie     1 
§32  Heilpädagogische Tagesgruppe       1 
Unangemeldete Hausbesuche         1 
Keine weiteren Hilfen         9 
Fall nicht mehr in Bremen          1 
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Fall nicht mehr
in Bremen

Keine weiteren
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Alter der Kinder anhand des Geburtsjahres 
 
0-3      Jahre   12 Kinder 
4-6      Jahre   11 Kinder 
7-9      Jahre     7 Kinder 
10-12  Jahre     7 Kinder 
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       Anlage 6 
           Stand Mai 2012 

Hilfenetzwerk  
Fachbeirat in Bremen  

„Umgang mit Kindern substituierter / drogenabhängiger Mütter / Väter bzw. Eltern“ 

1 

Senatorin für 

 Soziales, Kinder,  

Jugend und Frauen 

Fachabteilung  

Junge Menschen 

und Familien 

Gesundheitsamt 

Familienhebammen 

ambulante/stationäre  

Drogenhilfe 

niedergelassene 

substituierende Ärzte 

Freie Träger der  

Kinder- u. Jugendhilfe 

Ambulante Dienste 

Berufsverband 

der Gynäkologen 

Berufsverband 

niedergelassener 

Kinder- u.  

Jugendärzte 

Kinder- u.  

Geburtskliniken Soziale Dienste 

der Justiz 

Gesundheitsamt 

Steuerungsstelle  

Drogenhilfe 

Amtsgericht Bremen 

- Familiengericht -  

Landesinstitut für 

Schule 

Gesundheit- u.  

Suchtprävention 



Anlage 7  

Stand Mai 2012 

*Erstkontakt kann hergestellt werden von: Drogenhilfesystem/ substituierende Ärzte/-innen/ 

Gynäkologen/-innen/ Kinder-und Jugendärzte/Kliniken/Soziale Dienste der Justiz/ therapeutische 

Einrichtungen/Hebammen/ Familienhebammen/Institutionen und Personen der 

Kindertagesbetreuung, Jugendförderung (Ergänzungen erbeten) 

400-20-3/ Gabriele Schoppe 

Ablaufskizze zu den Aufgaben  
der beteiligten Dienste und Einrichtungen im Einzelfall 

 

   

Erstkontakt* 
zum Klienten/-in 

Jugendamt gibt Rückmeldung über den Erhalt der 

Mitteilung  

 Im Rahmen der Anamnese: Klärung der 

Familiensituation wenn Kinder im 

Haushalt lebenMotivationsgespräch zur 

Einwilligung/Schweigepflichtentbindung zur 

Weitergabe der Sozialdaten  

 

Fall bekannt Neufall/ Geburt 

 

 Überprüfung des Kontrakts 

 Mitteilung über die 

Schweigepflichtentbindung  an 

KOOPpartner 

Mitteilung der 

Personenstammdaten an 

das Jugendamt 

 Abschließen des Kontrakts 

 Mitteilung über die 

Schweigepflichtentbindung  an 

KOOPpartner 

  

Aufgabe des Fallführenden Casemanagers: 

Einladen zur Fallkonferenz mit allen Beteiligten 

ErgebnisProtokollAbsprachen zum weiteren Vorgehen und den unterschiedlichen zu 

übernehmenden Aufgaben Regelmäßige Überprüfung des Hilfeplans und des Kontrakts/ 

Durchführung von Fallkonferenzen in abzusprechenden Zeiträumen/ ständige Überprüfung 

der möglichen Gefährdungssituationen nach §8a SGB VIII 

§34 StGB 

Rechtfertigender  

Notstand 

Befugnisnorm im 

KKG 

Keine Einwilligung 

zur Schweigepflicht-

entbindung  

ständige 

Über-

prüfung 

der 

Familien-

situation 
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